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Amtl. Anz. Nr. 43 DIENSTAG, DEN 2. JUNI 2026

BEKANNTMACHUNGEN

Grundsätze zur Erstattung der 
Fahrgeldausfälle im Nahverkehr nach § 231 
des Sozialgesetzbuches – Neuntes Buch – 

(SGB IX)
Übersicht:

1.	 Allgemeine Anspruchsvoraussetzungen für Leistungen 
nach § 231 Absätze 4 und 5 SGB IX

2.	 Antrag

3.	 Fahrgeldeinnahmen

4.	 Besondere Regelungen für den Nachweis durch Ver-
kehrszählungen bei Erstattungsanträgen nach § 231 
Absatz 5 SGB IX

4.1	 Erhebungsverfahren

4.2	 Erhebungsperioden

5.	 Vollerhebung

6.	 Eingeschränkte Vollerhebung

7.	 Stichprobenerhebung

7.1	 Allgemeines

7.2	 Wochenzeitschichten

7.3	 Linien

7.4	 Linienerhebung

7.5	 Querschnitterhebung

8.	 Anwendung verschiedener Erhebungsverfahren auf 
unterschiedlichen Linien

9.	 Zählprotokolle

10.	 Aufbewahrungsfrist der Zählunterlagen

11.	 Anzeigepflicht und Geltung des Zählergebnisses für 
das Folgejahr

12.	 Inkrafttreten, Außerkrafttreten

Anlagen 1 bis 5.3

1.	 Allgemeine Anspruchsvoraussetzungen für Leis­
tungen nach § 231 Absätze 4 und 5 SGB IX

1.1	 Die Fahrgeldausfälle werden auf Antrag gemäß § 231 
SGB IX jeweils in Verbindung mit dem jährlich 
bekannt gegebenen Prozentsatz nach § 231 Absatz 4 
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SGB IX oder auf Grund eines Nachweises nach § 231 
Absatz 5 SGB IX erstattet. Voraussetzung ist, dass der 
Unternehmer während des Erstattungszeitraumes 
(jeweils 1 Kalenderjahr) auf Grund der Verpflichtung 
des § 228 Absätze 1 bis 6 SGB IX und Artikel 2 
Absätze 1 und 2 des Gesetzes über die unentgeltliche 
Beförderung Schwerbehinderter im öffentlichen Per-
sonenverkehr vom 9. Juli 1979 (BGBl. I S. 989), 
zuletzt geändert durch Gesetz vom 24. Juli 1986 
(BGBl. I S. 1110), die nach § 228 Absätze 1 bis 5 SGB 
IX berechtigten Personen, ggf. einschließlich ihrer 
Begleitpersonen, ihres Handgepäcks, ihrer mitge-
führten Krankenfahrstühle, ihrer sonstigen orthopä-
dischen Hilfsmittel und ihrer Führ- sowie Assistenz-
hunde, unentgeltlich befördert hat.

1.2	 Bei der Erstattung nach § 231 Absatz 4 SGB IX 
(Regelfall = Pauschalregelung) werden die Fahrgeld-
ausfälle nach dem jeweils für ein Jahr bekannt 
gemachten Prozentsatz der von den Unternehmen 
nachgewiesenen Fahrgeldeinnahmen im Nahverkehr 
erstattet.

1.3	 Bei der Erstattung nach § 231 Absatz 5 SGB IX (Indi-
vidualregelung = Härtefall) genügt für die gesetzlich 
vorgeschriebene, aus vier Erhebungsperioden beste-
hende Verkehrszählung eine „eingeschränkte Voll
erhebung“ oder eine „Stichprobenerhebung“, die 
nach den Gliederungsnummern 4 ff. dieser Richt
linien durchgeführt worden ist. Der Berechnung des 
Erstattungsbetrages ist das Verhältnis der Zahl der 
nach dem SGB IX unentgeltlich beförderten Fahr-
gäste zu der Zahl der sonstigen Fahrgäste zugrunde 
zu legen, das sich aus der Verkehrszählung auf allen 
konzessionierten Linien des Antrag stellenden 
Unternehmens (entsprechend § 230 Absatz 1 SGB 
IX) ergibt. Ein Nachweis durch Verkehrszählung ist 
nur alle zwei Jahre zu erbringen. Der für ein Kalen-
derjahr nachgewiesene Prozentsatz im Sinne des 
§ 231 Absatz 5 SGB IX ist der Berechnung der Erstat-
tungsleistung auch im darauf folgenden Jahr 
zugrunde zu legen, sofern der Unternehmer nicht 
auch für dieses Jahr durch Verkehrszählung konkret 
den Nachweis gemäß § 231 Absatz 5 SGB IX führt.

2.	 Antrag

2.1	 Der Antrag auf Erstattung der Fahrgeldausfälle im 
Nahverkehr ist in zweifacher Ausfertigung bei der 
Behörde für Gesundheit, Soziales und Integration 
– Amt für Soziales –, Abteilung Teilhabe und Gleich-
stellung von Menschen mit Behinderung, zu stellen. 
Antragsberechtigt ist grundsätzlich derjenige Unter-
nehmer, dem unabhängig von der Frage der Konzes-
sionsinhaberschaft die Fahrgeldeinnahmen zustehen.

2.2	 Für die Ausschlussfrist des § 233 Absatz 1 Satz 3 SGB 
IX ist der Tag des Eingangs des Antrags bei der 
zuständigen Erstattungsbehörde maßgebend.

2.3	 Bei Erstattungsanträgen nach § 231 Absatz 4 SGB IX 
hat der Unternehmer seine Fahrgeldeinnahmen im 
Nahverkehr im Sinne des § 231 Absatz 2 SGB IX im 
Antrag so nachzuweisen, dass sie im Einzelnen nach-
prüfbar sind.

2.4	 Wird eine Erstattung gemäß § 231 Absatz 5 SGB IX 
beantragt, ist der Unternehmer verpflichtet, alle 
Nachweise vorzulegen, die den dem Antrag zugrunde 
gelegten Prozentsatz begründen. Hierzu gehören 
auch die unter Ziffer 7.4.4 Satz 3 genannten Erhe-
bungsunterlagen. Bei durchgeführter Stichproben
erhebung gehören hierzu insbesondere die vor jeder 
Erhebungsperiode neu zu erstellenden Stichproben-

pläne (Auflistung aller Linienfahrten geordnet nach 
Linie, Richtung, Wochentag und Tagesstunde und 
der daraus ausgewählten zu kontrollierenden Fahr-
ten; Auflistung aller Einsatzfahrten geordnet nach 
Richtung, Wochentag und Tagesstunde und der dar-
aus ausgewählten zu kontrollierenden Fahrten; 
Angabe der Platzkilometer), eine Zusammenfassung 
der durch die Erhebungen gewonnenen Zählergeb-
nisse sowie die detaillierte und im Einzelnen nach-
vollziehbare Darstellung der Hochrechnung und der 
Varianzberechnung.

	 Zum Nachweis im Sinne des § 231 Absatz 5 SGB IX 
gehört ferner grundsätzlich ein Testat eines vereidig-
ten Wirtschaftsprüfers, eines Ingenieurbüros oder 
eines vergleichbaren Instituts mit nachweislich ein-
schlägiger Fachkenntnis, das bestätigt, dass sowohl 
die Planung der Verkehrszählung als auch die Berech-
nung des Prozentsatzes in korrekter Anwendung 
dieser Richtlinien vollzogen wurde.

3.	 Fahrgeldeinnahmen

3.1	 Fahrgeldeinnahmen sind alle Erträge aus dem Fahr-
kartenverkauf zum genehmigten Beförderungs- 
entgelt. Sie umfassen auch erhöhte Beförderungs- 
entgelte, Erträge aus der Beförderung von Handge-
päck, Krankenfahrstühlen, sonstigen orthopädischen 
Hilfsmitteln und Tieren. Werden Ländergrenzen 
durch den Personennahverkehr überschritten, richtet 
sich die Aufteilung der Fahrgeldeinnahmen nach den 
tatsächlich nachweisbaren Fahrgeldeinnahmen im 
jeweiligen Bundesland. Ist dem Unternehmer ein 
solcher Nachweis nicht möglich, kann die Aufteilung 
der Fahrgeldeinnahmen nach Wagenkilometern in 
den einzelnen Bundesländern erfolgen.

	 Alle dazu erforderlichen Unterlagen müssen vom 
Antragsteller vorgelegt werden. Die erstattungsfähi-
gen Einnahmen sind einzeln zu quantifizieren.

3.2	 Keine Fahrgeldeinnahmen im Sinne des § 231 Ab- 
satz 2 SGB IX und dieser Grundsätze sind insbeson-
dere:

–	 Globalsubventionen,

–	 Verlusteinnahmen oder ähnliche Ausgleichs
zahlungen auf Grund des § 45a PBefG,

–	 sonstige leistungsbezogene Zahlungen (z. B. Aus-
gleich für unterlassene Tariferhöhungen, Aus-
gleichsleistungen für Mindereinnahmen als Folge 
von Kooperationen für die Einrichtung oder 
Unterhaltung bestimmter Betriebsleistungen oder 
für die Durchführung tariflicher Sonderangebote, 
Zahlungen Dritter für Schüler, Studenten und 
Lehrlinge usw.),

–	 Zahlungen auf Grund des 13. Kapitels im 3. Teil 
des SGB IX,

–	 Fahrgeldeinnahmen aus Linienverkehren gemäß 
§ 42 PBefG, die kein Nahverkehr im Sinne des 
§ 147 Absatz 1 Nummer 2 SGB IX bzw. diesem 
nicht gleich zu achten sind; tarifliche Abgeltun-
gen für solche Verkehre,

–	 Einnahmen aus Sonderlinienverkehren nach § 43 
PBefG, bei denen gemäß § 45 Absatz 4 PBefG auf 
die Einhaltung der Vorschriften über die Beförde-
rungsentgelte und Bedingungen ganz oder teil-
weise verzichtet wurde,

–	 Zahlungen für Rentner und andere bevorzugte 
Personengruppen,
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–	 Einnahmen aus Personenbeförderungen gemäß 
§ 46 PBefG,

–	 Einnahmen nach der Freistellungsverordnung,

–	 sonstige Einnahmen aus Zeitungs und Postgut
beförderungen u.Ä.,

–	 Erlöse aus dem Verkauf von Fahrplänen und 
Zubehör,

–	 Wagenreinigungsgebühren,

–	 Fundsachenerlöse,

–	 Einnahmen aus der Vermietung von Reklame
flächen,

–	 Erlöse aus der Beförderung von Fahrzeugen (z. B. 
bei Fähren),

–	 noch nicht geleistete bzw. uneinbringliche Beför-
derungsentgelte.

3.3	 Die Höhe der Fahrgeldeinnahmen im Sinne des § 231 
Absatz 2 SGB IX ist durch ein Testat eines vereidig-
ten Wirtschaftsprüfers nachzuweisen, das bestätigt, 
dass die im Erstattungsantrag genannten Fahr-
geldeinnahmen ausschließlich aus dem in § 230 
Absatz 1 SGB IX als Nahverkehr definierten Perso-
nenverkehr erzielt worden sind.

4.	 Besondere Regelungen bei Erstattungsanträgen 
nach § 231 Absatz 5 SGB IX

4.1	 Erhebungsverfahren

	 Die Verkehrszählung kann in Form einer Voll
erhebung nach Gliederungsnummer 5, einer einge-
schränkten Vollerhebung nach Gliederungsnummer 
6 oder einer Stichprobenerhebung nach Gliederungs-
nummer 7 durchgeführt werden, wobei die Stichpro-
benerhebung entweder als Linienerhebung (Gliede-
rungsnummer 7.4) oder als Querschnittserhebung 
(Gliederungsnummer 7.5) möglich ist. Grundsätzlich 
hat der Unternehmer sich vor Beginn der ersten 
Erhebungsperiode für nur eine Art der Erhebung zu 
entscheiden. Soweit aus betrieblichen Gründen erfor-
derlich, kann es ihm jedoch gestattet werden, auf 
unterschiedlichen Linien verschiedene der drei mög-
lichen Erhebungsarten für jede Linie jedoch jeweils 
nur eine anzuwenden (Gliederungsnummer 8). Ein 
Wechsel der einmal gewählten Erhebungsverfahren 
während der vier Erhebungsperioden ist nicht zuläs-
sig.

4.2	 Erhebungsperioden

	 Für die Verkehrszählung werden folgende Erhe-
bungsperioden vorgegeben:

1.	 Winterperiode:�  
drei vollständige Schulwochen im Monat Februar,

2.	 Frühjahrsperiode:�  
die ersten drei vollständigen Schulwochen, begin-
nend mit dem Montag nach Ostermontag,

3.	 Sommerperiode:�  
die zweite, dritte und vierte vollständige Ferien-
woche der Sommerferien,

4.	 Herbstperiode:�  
die ersten drei vollständigen Schulwochen im 
November.

	 Vollständige Schulwochen sind auch solche, in denen 
der Sonnabend unterrichtsfrei ist. Fällt ein Feiertag 
auf einen Werktag, scheidet diese Woche als Zähl
woche aus.

5.	 Vollerhebung
5.1	 Bei einer Vollerhebung ist sicherzustellen, dass jeder 

beförderte Fahrgast gezählt wird. Dabei ist in der 
Fahrgastzählung in unentgeltlich beförderte schwer-
behinderte Personen gemäß SGB IX sowie alle sonsti-
gen entgeltlich beförderten Personen zu unterschei-
den.

5.2	 Jeder unentgeltlich beförderte Fahrgast hat immer 
vor Fahrtantritt seine Legitimation zur unentgeltli-
chen Beförderung beim Verkehrsunternehmen nach-
zuweisen. Diese Legitimation beinhaltet den gültigen 
Schwerbehindertenausweis mit den Merkzeichen Bl, 
H, G, aG oder Gl sowie ein Beiblatt mit gültiger Wert-
marke.

5.3	 Als Vomhundertsatz im Sinne des § 231 Absatz 5 SGB 
IX für das Kalenderjahr gilt das Verhältnis der 
Gesamtzahl aller erfassten schwerbehinderten 
Menschen zur Gesamtzahl aller erfassten sonstigen 
Fahrgäste.

6.	 Eingeschränkte Vollerhebung
6.1	 Bei der eingeschränkten Vollerhebung wird jede 

Linien und Einsatzfahrt jedes Wochentages einmal 
innerhalb der Erhebungsperiode erfasst. Dabei wer-
den jeweils alle nach dem SGB IX unentgeltlich 
beförderten sowie alle sonstigen Fahrgäste im gesam-
ten Verkehrsmittel bei mehreren Wagen also in allen 
Wageneinheiten gezählt. Der Umfang dieser auf die 
drei Zählwochen je Erhebungsperiode verteilten 
Erhebung entspricht somit dem Fahrgastaufkommen 
einer gesamten Woche.

6.2	 Als Vomhundertsatz im Sinne des § 231 Absatz 5 SGB 
IX für das Kalenderjahr gilt das Verhältnis der 
Gesamtzahl aller in den vier Erhebungsperioden 
erfassten schwerbehinderten Menschen zur Gesamt-
zahl aller in den vier Erhebungsperioden erfassten 
sonstigen Fahrgäste.

7.	 Stichprobenerhebung
7.1	 Allgemeines
	 Im Falle einer Stichprobenerhebung werden die nach 

dem SGB IX unentgeltlich beförderten und die 
sonstigen Fahrgäste nur auf einzelnen ausgewählten 
Linienfahrten und nur in einer Wageneinheit gezählt.

	 Zur Steigerung der Genauigkeit erfolgt die Auswahl 
der einzelnen in die Erhebung einzubeziehenden 
Linienfahrten zeitlich und räumlich geschichtet, d. h. 
getrennt nach den im Folgenden vorgegebenen 
Wochenzeitschichten und Linien. Es sind also in 
jeder der vier Erhebungsperioden auf jeder Linie in 
jeder Wochenzeitschicht Erhebungen durchzu
führen.

	 Die Stichprobenerhebung ist als Linien oder als 
Querschnittserhebung möglich. Zwischen diesen bei-
den Erhebungsverfahren bestehen Unterschiede hin-
sichtlich der Zahl der je Wochenzeitschicht und 
Linie auszuwählenden Linienfahrten sowie hinsicht-
lich der Auswahl der zu kontrollierenden Fahrgäste 
(Gliederungsnummern 7.4 und 7.5) und demzufolge 
auch hinsichtlich der Berechnung des Vomhundert-
satzes.

7.2	 Wochenzeitschichten
	 Für die Verkehrszählungen sind nachfolgende 

Wochentagstypen zu unterscheiden:
–	 Montag bis Freitag,
–	 Sonnabend,
–	 Sonntag.

631



Amtl. Anz. Nr. 43Dienstag, den 2. Juni 2026

	 Die einzelnen Erhebungstage eines Wochentagstyps 
innerhalb einer Erhebungsperiode können beliebig 
ausgewählt werden. Durch die Festlegung bestimm-
ter Tageszeitschichten je Wochentagstyp werden 
folgende acht Wochenzeitschichten vorgegeben:

–	 montags bis freitags die Zeiträume�  
von 5.00 Uhr bis 9.00 Uhr, 9.00 Uhr bis 12.00 Uhr, 
12.00 Uhr bis 15.00 Uhr, 15.00 Uhr bis 20.00 Uhr 
und von 20.00 Uhr bis Betriebsende,

–	 sonnabends die Zeiträume�  
von 5.00 Uhr bis 16.00 Uhr und von 16.00 Uhr 
bis Betriebsende,

–	 sonntags der Zeitraum von 5.00 Uhr bis Be
triebsende.

7.3	 Linien

	 Linien im Sinne der Richtlinien sind grundsätzlich 
die Linien des Nahverkehrs gemäß § 230 Absatz 1 
SGB IX. Für die Schichtung im Rahmen der Stich-
probenerhebung sind jedoch bei Linien mit gespalte-
nen Linienverläufen die einzelnen Linienäste jeweils 
als eigene Linie anzusehen, wenn die räumlichen 
Abweichungen erheblich sind. In Zweifelsfällen ent-
scheiden die Erstattungsbehörden, ob die abweichen-
den Linienäste als gesonderte Linien in die  
Erhebung einzubeziehen sind. Als eigenständige 
Linie gilt auch die Gesamtheit aller im Verkehrsge-
biet des Unternehmens stattfindenden Einsatzfahr-
ten. Linien, die nicht täglich verkehren, sind ebenso 
wie täglich verkehrende Linien in die Erhebung ein-
zubeziehen.

7.4	 Linienerhebung

7.4.1	 Bei der Linienerhebung werden in der zufällig 
bestimmten Wageneinheit jeder ausgewählten Lini-
enfahrt alle Einsteiger auf der gesamten Fahrt nach 
ihrem Fahrausweis kontrolliert und überprüft, ob bei 
ihnen die Voraussetzungen für die unentgeltliche 
Beförderung gemäß § 228 SGB IX durch einen gülti-
gen Schwerbehindertenausweis und ein Beiblatt mit 
gültiger Wertmarke nachgewiesen werden können.

	 Bei Ringlinien wird eine Anfangshaltestelle festge-
legt. An allen Haltestellen des folgenden vollen 
Linienumlaufs werden alle Einsteiger in die Erhe-
bung einbezogen. Die an der Anfangshaltestelle sich 
bereits im Fahrzeug befindenden Fahrgäste werden 
nicht erfasst.

7.4.2	 Die Anzahl w1j der während einer bestimmten Erhe-
bungsperiode in die Erhebung einzubeziehenden 
Linienfahrten einer Linie 1 innerhalb einer Wochen-
zeitschicht j bestimmt sich nach dem Produkt aus 
dem Auswahlsatz f und der Gesamtheit W1j aller 
Linienfahrten der jeweiligen Linie, Wochenzeit-
schicht und Erhebungsperiode. Der Auswahlsatz 
beträgt mindestens 0,5 % (f = 0,005). Demnach gilt:

	 w1j = f * W1j

	 Der sich ergebende Restwert wird auf die nächste 
ganze Zahl nach oben abgerundet. Zusätzliche Erhe-
bungen sind in beliebiger und ggf. unterschiedlicher 
Zahl auf den verschiedenen Linien und Wochenzeit-
schichten zulässig. Es empfiehlt sich jedoch aus 
Genauigkeitsgründen, die Zahl zusätzlicher Erhe-
bungen auf allen Linien und Wochenzeitschichten in 
etwa gleichem Verhältnis zu erhöhen, d. h. den Aus-
wahlsatz f anzuheben. Die Zahl der zu erfassenden 
Linienfahrten je Linie und Wochenzeitschicht ist 
anteilig auf die beiden Richtungen aufzuteilen. Es 
sind jedoch mindestens eine Linienfahrt je Richtung 

und insgesamt zwei Linienfahrten je Linie auszu-
wählen. Es sind somit je Erhebungsperiode auf jeder 
Linie in jeder Wochenzeitschicht mindestens zwei 
Linienfahrten zu erfassen. Das gilt auch für Linien, 
die nicht täglich verkehren.

7.4.3	 Die in die Erhebung einzubeziehenden Linienfahr-
ten je Linie innerhalb einer Wochenzeitschicht sind 
zufällig auszuwählen. Jede gezählte Linienfahrt ist 
der Stunde zuzuordnen, in der ihr überwiegender 
Anteil liegt.

7.4.4	 Als Vomhundertsatz im Sinne des § 231 Absatz 5 SGB 
IX gilt der mit einer statistischen Sicherheit von 95 % 
abgesicherte Mindestwert für das Verhältnis der Zahl 
der unentgeltlich beförderten zu der Zahl der sonsti-
gen Fahrgäste (Schwerbehindertenquotient). In die 
Berechnung des Vomhundertsatzes müssen die 
Ergebnisse aller Erhebungen einbezogen werden. Es 
dürfen insbesondere keine Erhebungen mit für den 
Unternehmer unbefriedigenden Ergebnissen ver-
nachlässigt werden.

7.5	 Querschnitterhebung

7.5.1	 Bei der Querschnitterhebung werden alle Fahrgäste 
in einer Wageneinheit auf einer Linienfahrt in ledig-
lich einem ausgewählten Linienabschnitt, der durch 
zwei unmittelbar aufeinander folgende Haltestellen 
begrenzt ist, nach ihrem Fahrausweis kontrolliert. 
Kann die Zählung in diesem Abschnitt nicht voll-
ständig durchgeführt werden, ist sie möglichst im 
nächsten Linienabschnitt zu beenden.

7.5.2	 Die Anzahl und die Auswahl der für die Querschnit-
terhebung erforderlichen Linienfahrten bestimmen 
sich nach den Gliederungsnummern 7.4.2 und 7.4.3. 
Abweichend von Gliederungsnummer 7.4.2 Satz 2 
beträgt der Mindestauswahlsatz jedoch 1 % (f = 
0,010).

7.5.3	 Bei den zu erhebenden Linienfahrten in einer 
Wochenzeitschicht sind die Anfangshaltestellen der 
Linienabschnitte, auf denen gezählt wird, möglichst 
gleichmäßig über die ganze Linie zu verteilen. Hierzu 
dient eine systematische Auswahl in gleich großen 
Schritten über Richtung und Gegenrichtung hinweg. 
Bei S Linienabschnitten in beiden Richtungen und 
w1j ausgewählten Linienfahrten in der betreffenden 
Zeitschicht ist die Anfangshaltestelle des ersten 
Linienabschnitts durch a bestimmt. Die Anfangs
haltestellen der weiteren zu erhebenden Linien
abschnitte sind jeweils im Abstand r zueinander aus-
zuwählen, wobei gilt:

	 r = S/w1j,

	 a = S-r (w1j – 1),

	 2.

	 Die errechneten Werte für r und a sind jeweils auf die 
nächste ganze Zahl nach unten abzurunden. Die 
Zuordnung der so ermittelten zu erfassenden Linien-
abschnitte zu den einzelnen Linienfahrten je Zeit-
schicht ist beliebig.

7.5.4	 Als Vomhundertsatz im Sinne des § 231 Absatz 5 SGB 
IX gilt der mit einer statistischen Sicherheit von 95 % 
abgesicherte Mindestwert für das Verhältnis der Zahl 
der unentgeltlich beförderten zu der Zahl der sonsti-
gen Fahrgäste (Schwerbehindertenquotient). In die 
Berechnung des Vomhundertsatzes müssen die 
Ergebnisse aller Erhebungen einbezogen werden. Es 
dürfen insbesondere keine Erhebungen mit für den 
Unternehmer unbefriedigenden Ergebnissen ver-
nachlässigt werden.
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8.	 Anwendung verschiedener Erhebungsverfahren 
auf unterschiedlichen Linien

	 Werden nach Gliederungsnummer 4.2 Satz 3 mindes-
tens zwei der unter den Gliederungsnummern 5 und 
6 genannten drei Erhebungsverfahren auf unter-
schiedliche Linien angewendet, so gilt auch hier als 
Vomhundertsatz im Sinne des § 231 Absatz 5 SGB IX 
der mit einer statistischen Sicherheit von 95 % abgesi-
cherte Mindestwert für das Verhältnis der Zahl der 
unentgeltlich beförderten zu der Zahl der sonstigen 
Fahrgäste (Schwerbehindertenquotient).

9.	 Zählprotokolle

	 Jede Erhebung ist vom Zählpersonal in einem Proto-
koll festzuhalten. Das Protokoll muss folgende Anga-
ben enthalten:

–	 Name des Zählers,

–	 Datum,

–	 Erhebungsperiode,

–	 Wochentag,

–	 Bezeichnung der Linie,

–	 Beginn der Linienfahrt,

–	 Ende der Linienfahrt,

–	 Tageszeitschicht,

–	 Zählbeginn (Uhrzeit),

–	 Stundenzuordnung,

–	 Fahrtrichtung,

–	 Anfangshaltestelle/erste Zählhaltestelle je Linie 
bzw. Querschnitt,

–	 Endhaltestelle/letzte Zählhaltestelle je Linie bzw. 
Querschnitt,

–	 Anzahl der freifahrtberechtigten Schwerbehin-
derten und Begleitpersonen,

–	 Anzahl der sonstigen Fahrgäste ab Vollendung des 
sechsten Lebensjahres,

–	 Unterschrift des Zählers.

	 Sämtliche Eintragungen eines Protokolls sind vom 
Zähler mit demselben Schreibgerät (Kugelschreiber) 
vorzunehmen. Bleistifteinträge sind unzulässig. Die 
Felder der Summenzahlen der schwerbehinderten 
Menschen und aller anderen Fahrgäste sind vom 
Zähler unmittelbar nach Beendigung der Fahrt aus-
zufüllen, wobei Leerstellen durch horizontale Quer-
striche zu belegen sind. Die Richtigkeit der Eintra-
gung ist vom Zähler sofort durch seine Unterschrift 
zu bestätigen. Jede Korrektur auf dem Protokoll ist 
durch Unterschrift des Zählers zu markieren.

	 Jeder Zähler hat durch Unterschrift den Empfang 
und die Kenntnisnahme eines Informationsblattes 
(Anlage) zu bestätigen, in dem er über seine Pflich-
ten, die Bedeutung seiner Tätigkeit und die recht
lichen Konsequenzen bei Verstößen aufgeklärt wird. 
Die unterzeichneten Informationsblätter sind vom 
Unternehmer der zuständigen Erstattungsbehörde 
vorzulegen.

10.	 Aufbewahrungsfrist der Zählunterlagen

	 Der Unternehmer ist verpflichtet, die vollständigen 
Unterlagen über die Verkehrszählung bis zum Ablauf 
von fünf Jahren nach Eintritt der Bestandskraft des 
für das betreffende Kalenderjahr erteilten Erstat-
tungsbescheides aufzubewahren und der Behörde für 
Gesundheit, Soziales und Integration auf Verlangen 
vorzulegen.

11.	 Anzeigepflicht und Geltung des Zählergebnisses 
für das Folgejahr

	 Das Durchführen einer Verkehrszählung nach diesen 
Grundsätzen ist spätestens zwei Wochen vor deren 
Beginn der zuständigen Erstattungsbehörde anzuzei-
gen. Wird eine Stichprobenerhebung durchgeführt, 
sind die Stichprobenpläne vor jeder Erhebungsperi-
ode der zuständigen Erstattungsbehörde vorzulegen. 
Dabei sind das Erhebungsverfahren, die Erhebungs-
perioden und das nach Ziffer 2.4 prüfende Ingenieur-
büro oder Institut anzugeben.

	 Die nach Ziffer 2.4 Absatz 2 Satz 1 der Grundsätze 
Beauftragten und die zuständige Erstattungsbehörde 
haben das Recht, unangemeldete Kontrollzählungen 
bei den in den Stichprobenplänen festgelegten Fahr-
ten durchzuführen. Sollten bei Kontrollen Verstöße 
bei der Verkehrszählung gegen die Grundsätze festge-
stellt werden, ist das Ergebnis der Zählung ungültig. 
Der Unternehmer erhält im entsprechenden Jahr 
Fahrgelderstattung in Höhe des Vomhundertsatzes 
nach § 231 Absatz 4 SGB IX.

	 Der für ein Kalenderjahr nachgewiesene Vomhun-
dertsatz im Sinne des § 231 Absatz 5 SGB IX ist auf 
Antrag der Berechnung der Erstattungsleistung auch 
im darauf folgenden Jahr zugrunde zu legen, sofern 
der Unternehmer nicht auch in diesem Jahr eine Ver-
kehrszählung durchgeführt hat. Voraussetzung ist 
ferner, dass der durch eine Verkehrszählung nachge-
wiesene individuelle Vomhundertsatz nach § 231 
Absatz 5 SGB IX auch im Folgejahr den pauschalen 
Vomhundertsatz nach § 231 Absatz 4 SGB IX um 
mindestens 33 1/3 vom Hundert übersteigt.

12.	 Inkrafttreten

12.1	 Die Grundsätze treten mit Wirkung vom 1. Juni 2026 
in Kraft.

12.2	 Die Grundsätze vom 31. Juli 2018 treten außer Kraft.

Hamburg, den 31. Mai 2026

Die Behörde für Gesundheit, Soziales und Integration
Amtl. Anz. S. 629

Anlage 1

1.	 Berechnung des Prozentsatzes bei eingeschränk­
ter Vollerhebung

1.1	 Bezeichnung

Indices

l	 Linie	 (l = 1, 2, ..., L)

i	 Erhebungsperiode	 (i = 1, 2, 3, 4)

j	 Wochentag	 (j = 1, 2, ..., 7)

k	 erhobene Wagenfahrt 
auf Linie l in Wochen- 
zeitschicht j und Tages- 
stunde h	 (k = 1, 2, ..., Wljh)

Variable Größen

L	 Zahl der Linien

Wlj	� Zahl der Wagenfahrten an einem Wochentag j 
auf Linie l

mljk	� Zahl der nach dem SGB IX unentgeltlich 
beförderten Fahrgäste auf Wagenfahrt k an 
einem Wochentag j auf Linie l

nljk	� Zahl aller anderen Fahrgäste auf Wagenfahrt k 
an einem Wochentag j auf Linie l
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1.2	 Berechnung des Verhältnisses der unentgeltlich 
beförderten Fahrgäste zu den anderen Fahrgästen 
(Schwerbehindertenquotient) je Erhebungsperiode

Zahl der unentgeltlich beförderten Fahrgäste

M
l j k

mljk= ⋅∑ ∑ ∑3

Zahl aller anderen Fahrgäste

N
l kj

nljk= ⋅∑ ∑∑3

Schwerbehindertenquotient

SBQ M
N

Erhebungsperiode

i

i
=

( )

( )

1.3 	 Berechnung des Prozentsatzes für das Kalenderjahr

( )∑

∑

=

== 4

1i
N

4

1i
M

SBQ
i

)i(

mit den gemäß Gliederungsnummer 1.2 je Erhe-
bungsperiode i ermittelten Werten für

M(i)	 Zahl der unentgeltlich beförderten Fahrgäste

N(i)	 Zahl aller anderen Fahrgäste

Anlage 2.1

2.	 Berechnung des Prozentsatzes bei Stichproben­
erhebungen

2.1	 Bezeichnungen

Indices

l	 Linie 	 (l = 1, 2, ..., L)

i	 Erhebungsperiode 	 (i = 1, 2, 3, 4)

j	 Wochenzeitschicht 
(siehe Tab. 1 des 
Anhangs)	 (j = 1, 2,...,8)

h	 Tagesstunde innerhalb 
einer Wochenzeit- 
schicht j (siehe Tab. 1 
des Anhangs) 	 (h = 1, 2,....,Hj)

k	 erhobene Wagenfahrt 
auf Linie l in Wochen- 
zeitschicht j und 
Tagesstunde h 	 (k = 1, 2,...,wljh)

Variable Größen

L	 Zahl der Linien

Hj	 Zahl der Tagesstunden der Wochenzeit-
schicht j

wljh	 Zahl der erhobenen Wagenfahrten in 
Tagesstunde h der Wochenzeitschicht j auf 
Linie l

Wljh	 Gesamtzahl aller Wagenfahrten in 
Tagesstunde h der Wochenzeitschicht j auf 
Linie l in der gesamten Erhebungsperiode

mljhk	 Zahl der unentgeltlich beförderten Fahr-
gäste auf der erhobenen Wagenfahrt k in 
Tagesstunde h der Wochenzeitschicht j auf 
Linie l

nljhk	 Zahl aller anderen Fahrgäste auf der erho-
benen Wagenfahrt k in Tagesstunde h der 
Wochenzeitschicht j auf Linie l

gjh	 Korrekturfaktor für die Zahl der unent-
geltlich beförderten Fahrgäste in der 
Tagesstunde h innerhalb der Wochenzeit-
schicht j gemäß anliegender Tabelle 1

PKMljh	� Platzkilometerangebot in der Tagesstunde 
h der Wochenzeitschicht j auf Linie l in 
der gesamten Erhebungsperiode

Anlage 2.2

2.2	 Berechnung des Prozentsatzes bei Linienerhebung

2.2.1	 Schätzung des Verhältnisses der unentgeltlich 
beförderten Fahrgäste zu allen anderen Fahrgästen 
(Schwerbehindertenquotient)

2.2.1.1	 Summe der in der Stichprobe auf den Wagenfahrten 
in Tagesstunde h erfassten

a)	 unentgeltlich beförderten Fahrgäste

m m
k

w
ljh ljhk

ljh

=
=
∑

1

b)	 anderen Fahrgäste

n n
k

w
ljh ljhk

ljh

=
=
∑

1

2.2.1.2	 Schätzwert für die Zahl der auf allen Wagenfahrten 
in Tagesstunde h

a)	 unentgeltlich beförderten Fahrgäste

M W
w

mljh
ljh

ljh
ljh= ⋅

b)	 anderen Fahrgäste

N W
w

nljh
ljh

ljh
ljh= ⋅

2.2.1.3	 Korrektur des Schätzwertes für die Zahl der unent-
geltlich beförderten Fahrgäste in Tagesstunde h auf 
das Durchschnittsniveau der gesamten Wochenzeit-
schicht j

ljhjhljh MgM ⋅=
Λ

	 Die Korrekturfaktoren gjh sind der Tabelle 1 des 
Anhangs zu entnehmen.
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2.2.1.4	 Schätzwert für die Zahl der auf Linie l in der 
Wochenzeitschicht j

a)	 unentgeltlich beförderten Fahrgäste

∑
=

⋅=
Λj

ljh
lj

lj
lj

H

1h
M

f
FM

b)	 anderen Fahrgäste

N F
f

N
h

H
lj

lj

lj
ljh

j

= ⋅
=
∑

1

Dabei ist

F F
h

H
lj ljh

j

=
=
∑

1

f F
h

H
lj ljh

j

=
=
∑

1

wljh > 0

Fljh berechnet sich pauschaliert aus dem Umrech-
nungskoeffizienten cjh gemäß Tabelle 2 des Anhangs 
und dem Platzkilometerangebot der betreffenden 
Linie zu den jeweiligen Tagesstunden mit Hilfe der 
Beziehung

F c PKMljh jh ljh= ⋅

flj ist die Summe lediglich der Werte Fljh aus den 
Tagesstunden in Wochenzeitschicht j, in denen eine 
Erhebung mindestens einer Wagenfahrt stattgefun-
den hat (wljh > 0).

2.2.1.5	 Schätzwert für die Zahl der auf Linie l

a)	 unentgeltlich beförderten Fahrgäste

∑ ∑
= =

++=
5

1j

7

6j
MMMM 8,lljljl

b)	 anderen Fahrgäste

∑ ∑
= =

++=
5

1j

7

6j
NNNN 8,lljljl

2.2.1.6	 Schätzwert für die Zahl der im gesamten Betrieb

a)	 unentgeltlich beförderten Fahrgäste

 

M M
l

L
l=

=
∑

1

b)	 anderen Fahrgäste

 

N N
l

L
l=

=
∑

1

2.2.1.7	 Schätzwert für das Verhältnis der unentgeltlich 
beförderten Fahrgäste zu allen anderen Fahrgästen 
(Schwerbehindertenquotient) je Erhebungsperiode

SBQ M
N

Erhebungsperiode

i

i=
( )

( )

2.2.1.8	 Schätzwert für das Verhältnis der unentgeltlich 
beförderten Fahrgäste zu allen anderen Fahrgästen 
für das Kalenderjahr

SBQ M
N

Jahr

Jahr
=

Dabei ist

M M
i

Jahr
i=

=
∑ ( )

1

4

N N
i

Jahr
i=

=
∑ ( )

1

4

2.2.2	 Schätzung der Varianz des Verhältnisses der unent-
geltlich beförderten Fahrgäste zu allen anderen 
Fahrgästen

2.2.2.1	 Schätzwert für die Varianz der Zahl der unentgelt-
lich beförderten Fahrgäste je Linie l und Wochen-
zeitschicht j

V M w
w

F
f

W
w

v
h

H
lj

lj

lj

lj

lj

ljh

ljh
ljh

j

( ) =
−

⋅ ⋅ ⋅



=

∑1 1

2

2

2

2

2

Dabei ist

w w
h

H
lj ljh

j

=
=
∑

1

und

v g m M
N

n
k

w
ljh jh ljhk

lj

lj
ljhk

ljh
2

2

1
= ⋅ − ⋅



=

∑

sowie Mlj, Nlj, Flj und flj gemäß Gliederungsnum-
mer 2.2.1.4
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2.2.2.2	 Schätzwert für die Varianz je Linie l

( ) ( ) ( ) ( )∑ ∑
= =

++=
5

1j

7

6j
MVMVMVMV 8,lljljl

2.2.2.3	 Schätzwert für die Varianz je Erhebungsperiode

( )( ) ( )V M V M
l

L
i

l=
=
∑

1

2.2.2.4	 Schätzwert für die Varianz des Verhältnisses der 
unentgeltlich beförderten Fahrgäste zu allen ande-
ren Fahrgästen (Schwerbehindertenquotient) je 
Erhebungsperiode

( )
( )( )

( )( )
V SBQ

V M

N
Erhebungsperiode

i

i
= 2

2.2.2.5	 Schätzwert für die Varianz des Verhältnisses der 
unentgeltlich beförderten Fahrgäste zu allen ande-
ren Fahrgästen für das Kalenderjahr

( ) ( )
V SBQ

V M
N

Jahr

Jahr
= 2

Dabei ist

( ) ( )( )V M V M
i

Jahr
i=

=
∑

1

4

Jeder Schätzwert V(M(i)) für die Varianz der Zahl 
der unentgeltlich beförderten Fahrgäste in der 
Erhebungsperiode i wird gemäß Gliederungsnum-
mer 2.2.2.3 ermittelt; der Schätzwert NJahr für die 
Zahl aller anderen Fahrgäste in den vier Erhebungs-
perioden gemäß Gliederungsnummer 2.2.1.8.

2.2.3	 Berechnung des Prozentsatzes für die Erstattung 
der Fahrgeldausfälle

Als Bemessungswert für die Erstattung der Fahr-
geldausfälle wird die untere 95-Prozentgrenze 
SBQ95 des Schwerbehindertenquotienten errech-
net.

( )SBQV645,1SBQSBQ95 ⋅−=

Dabei ist SBQ der Schätzwert für den Schwer
behindertenquotienten gemäß Gliederungsnummer 
2.2.1.8

V(SBQ) der Schätzwert für die Varianz des 
Schwerbehindertenquotienten gemäß Gliederungs-
nummer 2.2.2.5

Bei der Festsetzung des Prozentsatzes sich erge-
bende Bruchteile von 0,005 und mehr werden auf 
ganze Hundertstel aufgerundet, im Übrigen abge-
rundet.

Anlage 2.3
2.3	 Berechnung des Prozentsatzes bei Querschnitt

erhebung
2.3.1	 Schätzung des Verhältnisses der unentgeltlich 

beförderten Fahrgäste zu allen anderen Fahrgästen 
(Schwerbehindertenquotient)

2.3.1.1	 Summe der in den ausgewählten Querschnitten in 
Tagesstunde h erfassten
a)	 unentgeltlich beförderten Fahrgäste

 

m m
k

w
ljh ljhk

ljh

=
=
∑

1

b)	 anderen Fahrgäste

 

n n
k

w
ljh ljhk

ljh

=
=
∑

1

2.3.1.2	 Schätzwert für die Zahl der auf allen Wagenfahrten 
in Tagesstunde h
a)	 unentgeltlich beförderten Fahrgäste

 

M F
m n

mljh
ljh

ljh ljh
ljh=

+
⋅

b)	 anderen Fahrgäste

 

N F
m n

nljh
ljh

ljh ljh
ljh=

+
⋅

Für die Bestimmung von Fljh gilt Gliederungs
nummer 2.2.1.4 Satz 2 entsprechend.

2.3.1.3	 Der Schätzwert für die Zahl der in Tagesstunde h 
unentgeltlich beförderten Fahrgäste wird auf 
das Durchschnittsniveau der gesamten Wochen- 
zeitschicht j entsprechend der Gliederungsnum- 
mer 2.2.1.3 korrigiert.

2.3.1.4	 Die Schätzwerte für die Zahl der auf der Linie l in 
der gesamten Wochenzeitschicht j unentgeltlich 
beförderten und aller anderen Fahrgäste berechnen 
sich entsprechend der Gliederungsnummer 2.2.1.4. 
Der weitere Berechnungsablauf entspricht den 
Gliederungsnummern 2.2.1.5 bis 2.2.1.8.

2.3.2	 Schätzung der Varianz des Verhältnisses der unent-
geltlich beförderten Fahrgäste zu allen anderen 
Fahrgästen

2.3.2.1	 Schätzwert für die Varianz der Zahl der unentgelt-
lich beförderten Fahrgäste je Linie l und Wochen-
zeitschicht j

( )
( )

V M w
w

F
f

F
m n

v
h

H
lj

lj

lj

jl

lj

ljh

ljh ljh
ljh

j

=
−

⋅ ⋅
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⋅
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

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Dabei ist

w w
h

H
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=
=
∑

1
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und

v g m M
N

n
k

w
ljh jh ljhk

lj

lj
ljhk

ljh
2

2

1
= ⋅ − ⋅



=

∑

mit Mlj, Nlj, Flj und flj gemäß Gliederungsnummer 
2.2.1.4.

Die weitere Berechnung ist entsprechend den Glie-
derungsnummen 2.2.2.2 bis 2.2.2.5 vorzunehmen.

2.3.3	 Berechnung des Prozentsatzes für die Erstattung 
der Fahrgeldausfälle

Als Bemessungswert für die Erstattung des Fahr-
geldausfalls wird die untere 95-Prozentgrenze 

SBQ95 des Schwerbehindertenquotienten errech-
net.

( )SBQV645,1SBQSBQ95 ⋅−=

Dabei ist SBQ der Schätzwert für den Schwerbehin-
dertenquotienten aus Gliederungsnummer 2.3.1

V(SBQ) der Schätzwert für die Varianz des 
Schwerbehindertenquotienten aus Gliederungs-
nummer 2.3.2

Bei der Festsetzung des Prozentsatzes sich erge-
bende Bruchteile von 0,005 und mehr werden auf 
ganze Hundertstel aufgerundet, im Übrigen abge-
rundet.
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Anhang (zu Anlage 2.1) 
 
Wochentagstyp 
 

  MF   SA   SO  
Uhrzeit j h gjh j h gjh  h gjh 
5 -  6  1 0.85  1 1.95  1 2.50 
6 -  7  2 0.78  2 1.95  2 2.50 
7 -  8 1 3 1,75  3 2.66  3 1.30 
8 -  9  4 0.55  4 0.95  4 0.83 

          
 9 -  10  1 0.95 6 5 0.62  5 0.69 
10 - 11 2 2 0.80  6 0.60  6 0.67 
11 - 12  3 1.27  7 1.14  7 0.79 
          
12 - 13  1 0.90  8 1.02  8 0.98 
13 - 14 3 2 1.25  9 1.08  9 0.86 
14 - 15  3 0.85  10 0.93  10 0.88 
       8   
15 - 16  1 0.83  1 0.73  11 1.07 
16 - 17  2 0.99  2 0.61  12 0.90 
17 - 18 4 3 1.05  3 0.66  13 0.89 
18 - 19  4 1.40  4 0.93  14 0.82 
          
19 - 20  1 0.95 7 5 1.36  15 1.56 
20 - 21  2 1.05  6 1.59  16 1.73 
21 - 22  3 1.00  7 1.39  17 1.56 
22 - 23 5 4 1.10  8 1.55  18 1.57 
23 - 24  5 1.45  9 1.90  19 2.50 
 24 - 01  6 1.25  10 1.95  20 2.50 

Tabelle 1:  Korrekturfaktoren für die Zahl der unentgeltlich Beförderten je Wochenzeitschicht j 
und Tagesstunde h 

 
Uhrzeit WERKTAGS(MF) SAMSTAGS (SA) SONNTAGS (SO) 

    
5-6 0,22 0,07 0,01 
6-7 0,22 0,08 0,03 
7-8 0,35 0,10 0,07 
8-9 0,24 0,18 0,05 

9-10 0,25 0,13 0,20 
10-11 0,28 0,14 0,21 
11-12 0,29 0,12 0,24 
12-13 0,36 0,13 0,22 
13-14 0,35 0,11 0,19 
14-15 0,40 0,23 0,17 
15-16 0,35 0,25 0,16 
16-17 0,29 0,19 0,20 
17-18 0,26 0,20 0,17 
18-19 0,18 0,23 0,12 
19-20 0,18 0,20 0,17 
20-21 0,18 0,21 0,21 
21-22 0,13 0,32 0,19 
22-23 0,12 0,29 0,08 
23-24 0,10 0,22 0,06 

0-1 0,09 0,20 0,06 
Tabelle 2:  Umrechnungskoeffizienten Cjh 
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Anlage 3

3. 	 Berechnung des Prozentsatzes bei Anwendung 
verschiedener Erhebungsarten

Bei Anwendung von zwei oder allen drei der 
genannten Erhebungsverfahren (eingeschränkte 
Vollerhebung, Linienerhebung, Querschnitterhe-
bung) auf unterschiedlichen Linien ist eine Berech-
nung des Prozentsatzes wie folgt möglich:

3.1	 Schätzung des Schwerbehindertenquotienten

3.1.1	 Schätzwert für die Zahl der

a)	 unentgeltlich beförderten Fahrgäste

M F M
M N

F M
M N

Jahr
VL VL

VL VL

Q Q

Q Q
=

+
+

+
⋅ ⋅

b)	 anderen Fahrgäste

N F N
M N

F N
M N

Jahr
VL VL

VL VL

Q Q

Q Q
=

+
+

+
⋅ ⋅

mit

MVL=MV + ML

NVL=NV + NL

FVL=FV + FL

Dabei bezeichnen MV, ML, MQ, und NV, NL, NQ 
die gemäß Gliederungsnummer 1.2 bzw. 2.2.1 bzw. 
2.3.1 ermittelten Zahlen der unentgeltlich beförder-
ten bzw. aller anderen Fahrgäste in allen vier Erhe-
bungsperioden jeweils auf allen Linien, auf denen 
die eingeschränkte Vollerhebung (Index V), die 
Linienerhebung (L) bzw. die Querschnitterhebung 
(Q) durchgeführt wurde. Außerdem bezeichnen

F
I

F
j

V

V

lj=
=

∑ ∑
1

8

F
I

F
j

L

L

lj=
=

∑ ∑
1

8

F
I

F
j

Q

Q

lj=
=

∑ ∑
1

8

die Summen über die Flj-Werte gemäß Gliederungs-
nummer 2.2.1.4 über die Linien lV mit Vollerhe-
bung bzw. über die Linien lL mit Linienerhebung 
bzw. über die Linien lQ mit Querschnitterhebung.

Wurde eines der drei Erhebungsverfahren auf kei-
ner Linie durchgeführt, so sind die entsprechenden 
Werte MV, NV bzw. ML, NL bzw. FQ gleich Null zu 
setzen.

3.1.2	 Schätzwert für den Schwerbehindertenquotienten

SBQ M
N

Jahr

Jahr
=

3.2	 Schätzung der Varianz des Verhältnisses der unent-
geltlich beförderten Fahrgäste zu allen anderen 
Fahrgästen

3.2.1	 Schätzwert für die Varianz der Zahl der unentgelt-
lich beförderten Fahrgäste

( ) ( )
( )

( )
( )

V M F V M
M N

F V M
M N

Jahr
VL L

VL VL

Q Q

Q Q
=

+
+

+

⋅ ⋅
2

2

2

2

Dabei bezeichnen V(ML) und V(MQ) die gemäß 
Gliederungsnummer 2.2.2 bzw. 2.3.2 ermittelten 
Schätzwerte für die Varianz der Zahl der unentgelt-
lich beförderten Fahrgäste in allen vier Erhebungs-
perioden jeweils auf allen Linien, auf denen die 
Linienerhebung (L) bzw. die Querschnitterhebung 
(Q) durchgeführt wurde.

3.2.2	 Schätzwert für die Varianz des Verhältnisses der 
unentgeltlich beförderten Fahrgäste zu allen ande-
ren Fahrgästen für das Kalenderjahr

( ) ( )V SBQ V M
N

Jahr

Jahr
= 2

3.3	 Berechnung des Prozentsatzes für die Erstattung 
der Fahrgeldausfälle

Als Bemessungswert für die Erstattung des Fahr-
geldausfalles wird die untere 95-Prozent-Grenze 
SBQ95 des Schwerbehindertenquotienten errech-
net.

( )SBQV645,1SBQSBQ95 ⋅−=

Dabei ist

–	 SBQ der Schätzwert für den Schwerbehinderten-
quotienten aus Gliederungsnummer 3.1.2

–	 V(SBQ) der Schätzwert für die Varianz des 
Schwerbehindertenquotienten aus Gliederungs-
nummer 3.2.2

Anlage 4

Informationsblatt für das Zählpersonal bei Schwer
behindertenerhebungen gemäß § 231 Abs. 5 SGB IX

Die sorgfältige Durchführung und Dokumentation der 
Erhebung ist Voraussetzung dafür, dass die zuständige 
Erstattungsbehörde dem Unternehmer die durch die kos-
tenfreie Beförderung von Schwerbehinderten entstehenden 
Fahrgeldausfälle erstatten kann. Durch meine Unterschrift 
bestätige ich, dass ich dieses Informationsblatt zur Kennt-
nis genommen habe und dem Inhalt entsprechend verfah-
ren werde:

Die Verkehrszählung kann in Form der eingeschränkten 
Vollerhebung, der Linienerhebung oder der Querschnitter-
hebung durchgeführt werden. Für jede Zählfahrt werden 
vom Unternehmer das Zähldatum sowie die anzuwendende 
Erhebungsart auf einem Zählprotokoll notiert.

Bei der eingeschränkten Vollerhebung werden alle auf 
der gesamten Fahrt beförderten Fahrgäste im gesamten 
Verkehrsmittel – bei mehreren Wagen also in allen Wage-
neinheiten – gezählt.

Bei der Stichprobenerhebung als Linienerhebung wer-
den alle auf der gesamten Fahrt beförderten Fahrgäste in 
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nur einer Wageneinheit gezählt, die bei aus mehreren Wage-
neinheiten bestehenden Verkehrsmitteln zufällig bestimmt 
wird.

Bei der Querschnitterhebung werden auf einem vorher 
festgelegten Linienabschnitt zwischen zwei unmittelbar 
aufeinander folgenden Haltestellen sämtliche sich in einem 
Wagen befindenden Fahrgäste erfasst.

Bei der Zählung muss jede zu erfassende Person (abhän-
gig von der Erhebungsart, siehe Punkte 2., 3., 4.) ab 6 Jahre 
genau einer der beiden folgenden Gruppen zugeteilt wer-
den:

Gruppe 1:	 Schwerbehinderte mit Schwerbehindertenaus-
weis und gültiger Wertmarke und, sofern im 
Schwerbehindertenausweis die ständige Beglei-
tung durch eine Begleitperson ausgewiesen ist, 
auch die Begleitperson;

Gruppe 2:	 Alle anderen Fahrgäste einschließlich Freifah-
rer (z. B. Betriebsangehörige) und Schwarzfah-
rer.

Die Zuordnung zur Gruppe 1 darf nur erfolgen, wenn 
der Zähler das Vorliegen der Voraussetzungen zur unent-
geltlichen Beförderung geprüft hat (grün-oranger Schwer-
behindertenausweis und Beiblatt mit gültiger Wertmarke 
und/oder bei unentgeltlicher Beförderung der Begleitper-
son die Eintragung des Merkzeichens „B“ auf der Vorder-
seite des Schwerbehindertenausweises mit dem Satz: Die 
Notwendigkeit ständiger Begleitung ist nachgewiesen).

Auf dem Zählprotokoll sind unmittelbar nach Beendi-
gung der Fahrt die für die beiden Gruppen ermittelten 

Anzahlen an bezeichneter Stelle einzutragen und durch 
Unterschrift zu quittieren. Wurden für eine Gruppe keine 
Fahrgäste angetroffen, so ist dies durch einen (horizon
talen) Querstrich zu dokumentieren.

Durch meine Unterschrift unter dem Zählprotokoll 
bestätige ich, dass die von mir notierten Anzahlen korrekt 
ermittelt und notiert wurden.

Summen und Unterschrift sind mit demselben Schreib-
gerät (Kugelschreiber) zu leisten. Korrekturen in den Sum-
menangaben sind nur gültig, wenn sie von mir abgezeichnet 
werden.

Mir ist bekannt, dass festgestellte Verstöße gegen die 
hier genannten Regelungen zur Unwirksamkeit der gesam-
ten Verkehrszählung führen können.

Raum für unternehmensspezifische Hinweise:

_____________________________________________________

_____________________________________________________

_____________________________________________________

_____________________________________________________

_____________________________________________________

_____________________________________________________

Das Informationsblatt ist mir vor der Zählung ausge-
händigt worden. Über die Art der Zählung und das Vorge-
hen bei der Zählung bin ich belehrt worden.
______________________________ Unterschrift des Zählers
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Anlage 5.1 

 
Zählprotokoll Eingeschränkte Vollerhebung 
 
 
Erhebungsperiode:                  W      F        S       H 
 
                                                                                               Jahr 
 
Liniennummer: 
 
Fahrtnummer: 
 
 
Fahrtrichtung:                                                                            1        2 
 
 
Datum: 
 
 
Tagestyp:                                                                                                      1       2       3 
 
                                                                                                                    MF    SA    SO 
Fahrtbeginn: 
 
 
Fahrtende/Stunde:  
 
Erhebungsart: Eingeschränkte Vollerhebung 
 
Zählername: 
 
 
Vom Zähler auszufüllen: 
 
Zählbeginn (Uhrzeit): 
                                                                                                                        Summenwerte, vom  
                                                                                                                        Zähler einzutragen! 
 
  Freifahrtberechtigte Schwerbehinderte und freifahrtberechtigte  
  Begleitpersonen  
  
  
 
  Alle anderen Fahrgäste ab 6 Jahre  
 
 
 
 
 
Unterschrift: 
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Anlage 5.2  

 
Zählprotokoll Linienerhebung 
 
 
Erhebungsperiode:                  W       F       S       H 
 
                                                                                               Jahr 
 
Liniennummer: 
 
Fahrtnummer: 
 
 
Fahrtrichtung:                                                                            1        2 
 
 
Datum: 
 
 
Tagestyp:                                                                                                      1       2       3 
 
                                                                                                                    MF    SA     SO 
Fahrtbeginn: 
 
 
 
Fahrtende/Stunde:  
 
Erhebungsart: Linienerhebung 
 
Zählername: 
 
 
Vom Zähler auszufüllen: 
 
Zählbeginn (Uhrzeit): 
                                                                                                                          Summenwerte, vom  
                                                                                                                          Zähler einzutragen! 
 
  Freifahrtberechtigte Schwerbehinderte und freifahrtberechtigte  
  Begleitpersonen  
   
   
   
  Alle anderen Fahrgäste ab 6 Jahre 
 
 
 
 
 
Unterschrift: 
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Anlage 5.3  

 
Zählprotokoll Querschnitterhebung 
 
 
Erhebungsperiode:                  W       F       S       H 
 
                                                                                               Jahr 
 
Liniennummer: 
 
Fahrtnummer: 
 
 
Fahrtrichtung:                                                                            1        2 
 
 
Datum: 
 
 
Tagestyp:                                                                                                      1       2       3 
 
                                                                                                                    MF    SA     SO 
Fahrtbeginn: 
 
 
 
Fahrtende/Stunde:  
 
Erhebungsart: Querschnitterhebung 
 
Zählbeginn (Haltestelle): 
 
Zählername:  
 
 
Vom Zähler auszufüllen: 
 
Zählbeginn (Uhrzeit): 
                                                                                                                          Summenwerte, vom  
                                                                                                                          Zähler einzutragen! 
 
  Freifahrtberechtigte Schwerbehinderte und freifahrtberechtigte  
  Begleitpersonen  
   
   
   
  Alle anderen Fahrgäste ab 6 Jahre 
 
 
 
 
 
Unterschrift: 
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Öffentliche Auslegung zur Beteiligung  
der Abgabenpflichtigen zum abweichenden 

Wirtschaftsplan im 5. BID-Jahr  
des Innovationsbereichs Passagenviertel III

Die Behörde für Stadtentwicklung und Wohnen hat bei 
der Prüfung des oben genannten Wirtschaftsplans festge-
stellt, dass dieser nicht nur unerheblich von den Vorgaben 
des mit der Antragstellung bekannt gemachten Maßnah-
men- und Finanzierungskonzepts abweicht und legt gemäß 
§ 6 Absatz 2 des Gesetzes zur Stärkung der Einzelhandels-, 
Dienstleistungs- und Gewerbezentren (GSED) vom 
28. Dezember 2004 (HmbGVBl. S. 525), zuletzt geändert am 
29. Juli 2017 (HmbGVBl. S. 225), den Wirtschaftsplan der 
Zum Felde BID Projektgesellschaft mbH als Aufgabenträ-
gerin öffentlich aus:

Der abweichende Wirtschaftsplan (einschließlich erläu-
ternder Unterlagen) wird in der Zeit vom 10. Juni 2026 bis 
einschließlich 9.  Juli 2026 bei der Behörde für Stadtent-
wicklung und Wohnen, Neuenfelder Straße 19, 21109 Ham-
burg, im Raum E.01.274 öffentlich ausgelegt und kann dort 
an den Werktagen (außer sonnabends sowie an Feiertagen) 
während der Dienststunden eingesehen werden. Der 
Wirtschaftsplan kann außerdem im Internet unter  
https://passagenviertel.com/download/ eingesehen werden.

Die Eigentümerinnen und Eigentümer bzw. die Erbbau-
berechtigten der im Innovationsbereich belegenen Grund-
stücke haben während der Auslegungszeit das Recht zu 
erklären, dass sie dem abweichenden Wirtschaftsplan für 
das 5. BID-Jahr nicht zustimmen. Erklären die Abgaben-
pflichtigen von mehr als 33 Prozent der im Bereich des 
Innovationsbereichs belegenen Grundstücke oder Grund-
stücksteile oder von solchen Grundstücken oder Grund-
stücksteilen, die sich auf mehr als 33 Prozent der Gesamt-
grundstücksfläche erstrecken, ihre Nichtzustimmung, ist 
der abweichende Wirtschaftsplan von der Aufsichtsbehörde 
abzulehnen. Während der Auslegungszeit können neben 
dieser Nichtzustimmung auch Stellungnahmen zu dem 
Wirtschaftsplan vorgebracht werden.

Nichtzustimmungserklärungen und Stellungnahmen 
sind zu richten an:

Behörde für Stadtentwicklung und Wohnen
Amt für Landesplanung und Stadtentwicklung
BID-Beauftragte
Neuenfelder Straße 19
21109 Hamburg,
E-Mail: bid@bsw.hamburg.de.

Auskünfte werden unter der Telefonnummer 040 / 4 28 40 
- 22 48 erteilt.

Hamburg, den 2. Juni 2026

Die Behörde für Stadtentwicklung und Wohnen
Amtl. Anz. S. 644

Ungültigkeitserklärung  
von Dienstausweisen

Die von der Behörde für Umwelt, Klima, Energie und 
Agrarwirtschaft ausgestellten Dienstausweise

– �Name: René Weglewski, Ausweisnummer: 0204, Ausstel-
lungsdatum: 14. Februar 2024, gültig bis 28. Februar 2029,

und

– �Name: René Weglewski, Ausweisnummer: 0336, Ausstel-
lungsdatum: 21. Januar 2026, gültig bis 31. Januar 2031,

werden mit sofortiger Wirkung für ungültig erklärt.

Hamburg, den 18. Mai 2026

Die Behörde für Umwelt, Klima, Energie 
und Agrarwirtschaft

Amtl. Anz. S. 644

Öffentliche Plandiskussion zum Entwurf 
des Bebauungsplans Wilhelmsburg 99 

„Südliches Elbinselquartier“
Der Stadtplanungsausschuss der Bezirksversammlung 

Hamburg-Mitte und das Fachamt Stadt- und Landschafts-
planung führen am Mittwoch, dem 10. Juni 2026, ab 
19.30 Uhr im Wälderhaus Raum „Heuckenlock“ (I. Oberge-
schoss, Am Inselpark 19, 21109 Hamburg) eine öffentliche 
Plandiskussion zum Bebauungsplan-Entwurf Wilhelms-
burg 99 mit paralleler Änderung des Flächennutzungsplans 
und des Landschaftsprogramms mit frühzeitiger öffent
licher Unterrichtung und Erörterung gemäß § 3 Absatz 1 
des Baugesetzbuchs (BauGB) durch.

Die Plandiskussion wird seitens des Fachamtes Stadt- 
und Landschaftsplanung durch eine Übertragung im 
Livestream unterstützt. Den Zugang zum Livestream 
finden Sie am Veranstaltungstag auf der Internetseite 
des Fachamtes Stadt- und Landschaftsplanung unter 
www.hamburg.de/go/bplaene-im-verfahren (dort unter 
Wilhelmsburg 99).

Anschauungsmaterial kann am oben genannten Ver
anstaltungstag und -ort ab 19.00 Uhr und auch online 
unter www.hamburg.de/go/bplaene-im-verfahren (dort 
unter Wilhelmsburg 99, Öffentliche Plandiskussion)  
eingesehen werden. Hierzu kann Ihrerseits ebenso schrift-
lich Stellung genommen werden (z. B. per E-Mail an 
stadtplanung@hamburg-mitte.hamburg.de). Der Eintritt 
ist frei.

Das etwa 27 ha große Plangebiet „Südliches Elbinsel-
quartier“ befindet sich im Stadtteil Wilhelmsburg (Orts- 
teil 137). Im Nordwesten wird das Gebiet durch die Roten
häuser Wettern, im Norden durch die Nordseiten der im 
Plangebiet befindlichen Gewerbe- und Lagerflächen und 
im Nordosten durch die Rubbertstraße begrenzt. Im Osten 
begrenzen die neue Wilhelmsburger Reichsstraße (B 75), im 
Süden die Rotenhäuser Straße und im Westen der 
Aßmannkanal das Plangebiet.
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Die Änderungsbereiche von Flächennutzungsplan und 
Landschaftsprogramm umfassen neben dem Plangebiet des 
Bebauungsplans auch nördlich angrenzende Flächen.

Mit dem Bebauungsplan-Entwurf Wilhelmsburg 99 
„Südliches Elbinselquartier“ verfolgt das Fachamt Stadt- 
und Landschaftsplanung im Zuge der bereits im Jahr 2019 
erfolgten Verlegung der Wilhelmsburger Reichsstraße die 
Planrechtsschaffung für ein gemischt genutztes Neubau-
quartier im Zentrum des Stadtteils Wilhelmsburg. Der 
Bebauungsplan-Entwurf erfasst den südlich der Roten
häuser Wettern gelegenen Teilbereich des Elbinselquartiers.

Das Plangebiet stellt ein wichtiges stadträumliches 
Bindeglied zwischen den Plangebieten Wilhelmsburg 100 
„Nördliches Elbinselquartier“ und Wilhelmsburg 91 „Wil-
helmsburger Rathausviertel“ dar. Das Fachamt Stadt- und 
Landschaftsplanung schafft mit dem Bebauungsplan-Ent-
wurf Wilhelmsburg 99 neues Planungsrecht zur Sicherung 
und Qualifizierung von Bestandsindustrie und -gewerbe im 
östlichen Teil sowie zur Schaffung neuen Wohnraums im 
zentralen und westlichen Teil des Plangebiets. Damit leistet 
auch dieser Bebauungsplan einen wichtigen Beitrag zur 
Umsetzung des Bezirklichen Wohnungsbauprogramms.

Das Elbinselquartier ist zentraler Teil der im Rahmen-
konzept „Hamburgs Sprung über die Elbe – Zukunftsbild 
2013+“ des Senats enthaltenen sog. Nord-Süd-Achse 
Wilhelmsburg. Grundlage der Planung ist der durch die 
IBA Hamburg GmbH im Einvernehmen mit der Behörde 
für Stadtentwicklung und Wohnen (BSW) und in enger 
Abstimmung mit dem Fachamt Stadt- und Landschafts
planung für das gesamte Projektgebiet durchgeführte 
städtebaulich-freiraumplanerische Wettbewerb „Auf gute 
Nachbarschaft – Wohnen und Arbeiten zwischen den Kanä-
len“. Das Wettbewerbsergebnis wurde anschließend in 
einem Workshop-Verfahren weiter qualifiziert. Auf Grund-
lage dieser Planungsergebnisse wurde der Funktions-
plan-Entwurf als Grundlage für den Bebauungsplan- 
Entwurf erarbeitet und intensiv mit den zuständigen 
Fachämtern des Bezirksamtes und den betroffenen Fach
behörden abgestimmt.

Das Bebauungsplanverfahren wird seitens des Fach
amtes Stadt- und Landschaftsplanung als Angebotsbebau-
ungsplan im Regelverfahren mit einer Umweltprüfung 
nach § 2 Absatz 4 BauGB durchgeführt. Die auf Grund der 
Umweltprüfung ermittelten und bewerteten Belange des 
Umweltschutzes werden in einem Umweltbericht nach § 2a 
Absatz 1 BauGB dargelegt. Parallel zum Bebauungsplan 
Wilhelmsburg 99 erfolgt durch die Behörde für Stadt
entwicklung und Wohnen und der Behörde für Umwelt, 

Klima, Energie und Agrarwirtschaft eine Änderung des 
Flächennutzungsplans und des Landschaftsprogramms 
inklusive der Fachkarte Arten- und Biotopschutz.

Auskünfte hierzu erteilt das Fachamt Stadt- und Land-
schaftsplanung des Bezirksamtes Hamburg-Mitte unter der 
Rufnummer 040 / 4 28 54 - 38 04.

Zur öffentlichen Unterrichtung und Erörterung sind 
alle interessierten Bürgerinnen und Bürger herzlich ein
geladen.

Hamburg, den 26. Mai 2026

Das Bezirksamt Hamburg-Mitte
Amtl. Anz. S. 644

Beschluss zur Aufstellung  
des Bebauungsplans Farmsen-Berne 40 

(Marie-Bautz-Weg)
Das Bezirksamt Wandsbek beschließt nach § 2 Absatz 1 

des Baugesetzbuchs (BauGB) in der Fassung vom 3. Novem-
ber 2017 (BGBl. I S. 3635), zuletzt geändert am 22. Dezem-
ber 2025 (BGBl. I Nr. 348 S. 1, 7), für den Bereich östlich 
der  August-Krogmann-Straße, westlich des Bahndamms 
und nördlich des Swebengrunds, im Stadtteil Farm-
sen-Berne im Bezirk Wandsbek (Ortsteil 514) den bestehen-
den Bebauungsplan zu ändern und den Bebauungsplan 
Farmsen-Berne 40 „Marie-Bautz-Weg“ aufzustellen (Auf-
stellungsbeschluss W02/26).

Das Plangebiet wird wie folgt begrenzt:  August-Krog-
mann-Straße – Nordgrenzen der Flurstücke 5375 und 5374, 
Nordwest- und Nordgrenze des Flurstücks 5508, West- und 
Nordgrenze des Flurstücks 4371, Nord- und Ostgrenze des 
Flurstücks 5738, Nord- und Ostgrenze des Flurstücks 4337, 
Nord- und Nordostgrenze des Flurstücks 5739, über das 
Flurstück 3788 und Ostgrenze des Flurstücks 3788, über 
das Flurstück 3788, Süd- und Westgrenze des Flurstücks 
2704, Westgrenzen der Flurstücke 5379 und 5587, Südgren-
zen der Flurstücke 5587 und 5586 der Gemarkung Farmsen. 
Der Geltungsbereich umfasst eine Fläche von etwa 7,8 ha.

Eine Karte, in der das Gebiet farbig umgrenzt ist, kann 
beim Fachamt Stadt- und Landschaftsplanung des Bezirks
amtes Wandsbek, Am Alten Posthaus 2, IV. Obergeschoss, 
22041 Hamburg, während der Dienststunden eingesehen 
werden.
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Durch die Aufstellung des Bebauungsplanes Farm-
sen-Berne 40 sollen die planungsrechtlichen Voraussetzun-
gen geschaffen werden, um auf den aus der Nutzung gefalle-
nen Flächen des Berufsförderungswerkes Wohnbebauung 
sowie eine Kindertagesstätte zu ermöglichen und beste-
hende soziale Einrichtungen zu integrieren. Die bereits 
realisierte Wohnbebauung westlich der heutigen Fläche des 
Berufsförderungswerkes soll begleitend in neues Planrecht 
überführt werden. Weiterhin sollen das sog. „Haus E“ des 
Berufsförderungswerkes sowie die Kita Swebengrund und 
ein bestehendes neungeschossiges Wohnhaus planungs-
rechtlich gesichert werden.

Der Bebauungsplan Farmsen-Berne 40 dient der Innen
entwicklung im Sinne von § 13a Absatz 1 Nummer 2 BauGB 
und wird, da auch die übrigen gesetzlichen Voraussetzun-
gen vorliegen, im beschleunigten Verfahren ohne Durch-
führung einer Umweltprüfung nach § 2 Absatz  4 BauGB 
aufgestellt.

Hamburg, den 21. Mai 2026

Das Bezirksamt Wandsbek
Amtl. Anz. S. 645

Beteiligung der Öffentlichkeit  
zum Entwurf des Bebauungsplans 

Farmsen-Berne 40 (Marie-Bautz-Weg) 
gemäß § 3 Absatz 2 BauGB

Das Bezirksamt Wandsbek hat beschlossen, für folgen-
den Bebauungsplan-Entwurf die Beteiligung der Öffent-
lichkeit gemäß § 3 Absatz 2 des Baugesetzbuchs (BauGB) in 
der Fassung vom 3.  November 2017 (BGBl.  I S.  3635), 
zuletzt geändert am 22.  Dezember 2025 (BGBl.  I Nr. 348 
S. 1, 7), durchzuführen:

Bebauungsplan Farmsen-Berne 40 (Marie-Bautz-Weg)

Das Plangebiet liegt am Marie-Bautz-Weg sowie Anne-
liese-Tuchel-Weg, westlich der U-Bahntrasse im Stadtteil 
Farmsen-Berne im Bezirk Wandsbek und wird wie folgt 
begrenzt:

Das Plangebiet wird wie folgt begrenzt: August-Krog-
mann-Straße – Nordgrenzen der Flurstücke 5375 und 5374, 
Nordwest- und Nordgrenze des Flurstücks 5508, West- und 
Nordgrenze des Flurstücks 4371, Nord- und Ostgrenze des 
Flurstücks 5738, Nord- und Ostgrenze des Flurstücks 4337, 

Nord- und Nordostgrenze des Flurstücks 5739, über das 
Flurstück 3788 und Ostgrenze des Flurstücks 3788, über 
das Flurstück 3788, Süd- und Westgrenze des Flurstücks 
2704, Westgrenzen der Flurstücke 5379 und 5587, Südgren-
zen der Flurstücke 5587 und 5586 der Gemarkung Farmsen.

Durch die Aufstellung des Bebauungsplanes Farmsen-
Berne 40 sollen die planungsrechtlichen Voraussetzungen 
geschaffen werden, um auf den aus der Nutzung gefallenen 
Flächen des Berufsförderungswerkes eine Wohnbebauung 
sowie eine Kindertagesstätte zu ermöglichen und beste-
hende soziale Einrichtungen zu integrieren. Die bereits 
realisierte Wohnbebauung westlich der heutigen Fläche des 
Berufsförderungswerkes soll begleitend in neues Planrecht 
überführt werden. Weiterhin sollen die verbleibenden Flä-
chen des Berufsförderungswerkes sowie die Kindertages-
stätte am Swebengrund planungsrechtlich gesichert wer-
den.

Der Bebauungsplan Farmsen-Berne 40 dient der Innen
entwicklung im Sinne von § 13 a Absatz 1 Nummer 2 BauGB 
und wird, da auch die übrigen gesetzlichen Voraussetzun-
gen vorliegen, im beschleunigten Verfahren ohne Durch-
führung einer Umweltprüfung nach § 2 Absatz  4 BauGB 
aufgestellt. Es erfolgt der Hinweis, dass von einem Umwelt
bericht nach § 2a BauGB, von der Angabe nach § 3 Absatz 2 
Satz 4 BauGB, welche Arten umweltbezogener Informatio-
nen verfügbar sind, sowie von der Zusammenfassenden 
Erklärung nach § 10a Absatz 1 BauGB abgesehen wird.

Da die bei Durchführung des Bebauungsplans voraus-
sichtlich versiegelte Fläche mehr als 20.000 m² beträgt, 
wurde eine Vorprüfung des Einzelfalles im Sinne von § 13a 
Absatz 1 Satz 2 Nummer 2 BauGB durchgeführt. Es wurde 
ermittelt, dass der Bebauungsplan Farmsen-Berne 40 vor-
aussichtlich keine erheblichen Umweltauswirkungen hat, 
die nach § 2 Absatz  4 Satz 4 BauGB in der Abwägung zu 
berücksichtigen wären. Dies ergibt sich aus folgenden 
Untersuchungsergebnissen:

–	 Die geplante Verringerung der Gesamtversiegelung 
gegenüber dem Bestand sowie die Schaffung neuer Vege-
tationsflächen tragen dazu bei, die Lebensräume für 
Pflanzen und Tiere nachhaltig zu verbessern. Gleichzei-
tig werden die Auswirkungen auf das Schutzgut Wasser 
und das Grundwasser minimiert, sodass insgesamt posi-
tive Umwelteffekte erzielt werden.

–	 Das Begrünungskonzept sieht die Neupflanzung von 
Bäumen und Sträuchern vor, wodurch die durch die 
Abbruch- und Neubaumaßnahmen entfallenden 
Gehölze kompensiert, und erhebliche Umweltaus
wirkungen vermieden werden.

–	 Erhebliche Beeinträchtigungen der lokalen Tier- und 
Pflanzenwelt sind unter Berücksichtigung der gesetzli-
chen Schutzfristen bei Baumfällungen sowie Gebäude-
abbrüchen nicht zu erwarten.

–	 Der gewählte Städtebau sowie die Festsetzungen zu 
Schallschutzmaßnahmen tragen zur Minderung der 
Lärmbelastung durch Verkehrslärm sowie Gewerbelärm 
bei, sodass gesunde Wohn- und Arbeitsverhältnisse 
gewahrt werden können.

Der Flächennutzungsplan soll gemäß § 13a Absatz  2 
Nummer  2 BauGB im Wege der Berichtigung angepasst 
werden. Das Landschaftsprogramm wird entsprechend 
angepasst.

Zum Entwurf des Bebauungsplans Farmsen-Berne 40 
(Verordnung mit textlichen Festsetzungen und Planzeich-
nung) mit seiner Begründung sowie zu den wesentlichen, 
bereits vorliegenden umweltbezogenen Stellungnahmen 
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und Informationen wird in der Zeit vom 10. Juni 2026 bis 
einschließlich 10. Juli 2026 die Beteiligung der Öffentlich-
keit durchgeführt. Die vorgenannten Unterlagen zur Pla-
nung werden in diesem Zeitraum im Internet auf den Seiten 
des kostenlosen Dienstes „Bauleitplanung online“ unter

https://bauleitplanung.hamburg.de

veröffentlicht. Nach Auswahl des betreffenden Planverfah-
rens finden Sie die Unterlagen dort im Bereich „Planunter
lagen“.

Zusätzlich werden die Planunterlagen sowie die wesent-
lichen, bereits vorliegenden umweltbezogenen Informatio-
nen während der Dauer der oben genannten Beteiligungs-
frist an Werktagen (außer sonnabends) montags bis don-
nerstags jeweils von 9.00 Uhr bis 16.00 Uhr und freitags von 
9.00 Uhr bis 14.00 Uhr an folgendem Ort öffentlich ausge-
legt:

Bezirksamt Wandsbek, Fachamt Stadt- und Land-
schaftsplanung, Am Alten Posthaus 2, IV. Obergeschoss, 
22041 Hamburg.

Während der Dauer der oben genannten Beteiligungs-
frist können Stellungnahmen zum Bebauungsplan-Entwurf 
abgegeben werden.

Die Stellungnahmen sollen elektronisch (online) über-
mittelt werden über „Bauleitplanung online“ unter https://
bauleitplanung.hamburg.de. Die Abgabe von Stellungnah-
men ist auch per E-Mail an stadt-und-landschaftsplanung@
wandsbek.hamburg.de sowie bei der oben genannten 
Dienststelle schriftlich oder zur Niederschrift möglich.

Nicht fristgerecht abgegebene Stellungnahmen können 
unter den Voraussetzungen von § 4a Absatz 5 BauGB bei der 
Beschlussfassung über den Bebauungsplan unberücksich-
tigt bleiben.

Für Auskünfte und Beratungen zur Planung stehen die 
zuständigen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des Facham-
tes Stadt- und Landschaftsplanung unter der Telefonnum-
mer 040 / 4 28 81 - 34 53 oder per E-Mail unter stadt-und-land-
schaftsplanung@wandsbek.hamburg.de zur Verfügung.

Hinweise zum Umgang mit Ihren personenbezogenen 
Daten entnehmen Sie bitte der Datenschutzerklärung des 
Fachamtes Stadt- und Landschaftsplanung, die im Internet 
unter https://www.hamburg.de/wandsbek/datenschutzer-
klaerungen/ sowie am Bereitstellungs-/Auslegungsort hin-
terlegt ist.

Hamburg, den 21. Mai 2026

Das Bezirksamt Wandsbek
Amtl. Anz. S. 646

Beschluss zur Änderung  
des Aufstellungsbeschlusses W 02/22  
für den Bebauungsplan Steilshoop 11 

„Borchertring“
Das Bezirksamt Wandsbek beschließt nach § 2 Absatz 1 

des Baugesetzbuchs (BauGB) in der Fassung vom 3. Novem-
ber 2017 (BGBl. I S. 3635), zuletzt geändert am 22. Dezem-
ber 2025 (BGBl. I Nr. 348 S. 1, 7), seinen Beschluss über die 
Aufstellung des Bebauungsplans Steilshoop 11 „Borchert
ring“ (Aufstellungsbeschluss W02/22 vom 8.  Juni 2022, 
Amtl. Anz. Nr. 47 S. 856) für den Bereich zwischen Borchert
ring und Bramfelder See im Stadtteil Steilshoop (Bezirk 
Wandsbek, Ortsteil 516) dahingehend zu ändern, dass das 
Plangebiet anders gefasst wird.

Das Verfahren wird nunmehr anstelle eines vorhabenbe-
zogenen Bebauungsplans im Rahmen eines Normalverfah-
rens bzw. einer Angebotsplanung weitergeführt.

Das Plangebiet wird nunmehr wie folgt begrenzt: Nord-
westgrenze des Flurstücks 910 – Nordwest- und Nordost-
grenze des Flurstücks 903 – Nordostgrenze des Flurstücks 
1511 (Borchertring) – Borchertring – über das Flurstück 
1511 (Borchertring) – Westgrenze des Flurstücks 1511 (Bor-
chertring) – über das Flurstück 906 – Südostgrenze des 
Flurstücks 1110 – über das Flurstück 1110 – West- und 
Nordwestgrenze des Flurstücks 906 der Gemarkung 
Steilshoop. Der Geltungsbereich umfasst eine Fläche von 
etwa 3 ha.

Eine Karte, in der das Plangebiet farbig umgrenzt ist, 
kann beim Fachamt Stadt- und Landschaftsplanung des 
Bezirksamtes Wandsbek, Am Alten Posthaus 2, IV. Oberge-
schoss, 22041 Hamburg, während der Dienststunden einge-
sehen werden.

Das Bebauungsplanverfahren dient der Schaffung der 
planungsrechtlichen Voraussetzungen für die Errichtung 
von rund 195 neuen Wohnungen innerhalb eines Baublocks 
sowie weitere etwa 30 Wohnungen für besondere Wohnfor-
men in einem weiteren Gebäude im südlichen Teilbereich 
des Plangebietes. In diesem sind zudem Flächen für gewerb-
liche Nutzungen sowie Anlagen für soziale, kulturelle und 
sportliche Zwecke wie zum Beispiel eine Kita vorgehalten. 
Der Stellplatzbedarf soll durch eine in das Gebäude inte
grierte Sammelgarage abgebildet werden. Im Planzusam-
menhang wird und kann zudem eine neue öffentliche Grün-
fläche am Bramfelder See gesichert werden. Die vorgesehe-
nen Festsetzungen des Bebauungsplans weichen von den 
Darstellungen des Flächennutzungsplans und des Land-
schaftsprogramms ab.

Der Flächennutzungsplan und das Landschaftspro-
gramm werden in einem Parallelverfahren geändert.

Hamburg, den 21. Mai 2026

Das Bezirksamt Wandsbek
Amtl. Anz. S. 647

647



Amtl. Anz. Nr. 43Dienstag, den 2. Juni 2026

Beteiligung der Öffentlichkeit zum 
Entwurf des Bebauungsplans Steilshoop 11 
„Borchertring“ gemäß § 3 Absatz 2 BauGB

Das Bezirksamt Wandsbek hat beschlossen, für folgen-
den Bebauungsplan-Entwurf die Beteiligung der Öffent-
lichkeit gemäß § 3 Absatz 2 des Baugesetzbuchs (BauGB) in 
der Fassung vom 3.  November 2017 (BGBl.  I S.  3635), 
zuletzt geändert am 22.  Dezember 2025 (BGBl.  I Nr. 348 
S. 1, 7), durchzuführen:

Bebauungsplan Steilshoop 11 „Borchertring“

Das Plangebiet liegt zwischen dem Uferbereich des 
Bramfelder Sees und dem Borchertring, westlich eines 
öffentlichen Spielplatzes und östlich der Anlagen des Sport-
vereins und der Sportanlage (FHH) (Bezirk Wandsbek, 
Ortsteil 516) und wird wie folgt begrenzt: Nordwestgrenze 
des Flurstücks 910 – Nordwest- und Nordostgrenze des 
Flurstücks 903 – Nordostgrenze des Flurstücks 1511 (Bor-
chertring) – Borchertring – über das Flurstück 1511 (Bor-
chertring) – Westgrenze des Flurstücks 1511 (Borchertring) 
– über das Flurstück 906 – Südostgrenze des Flurstücks 
1110 – über das Flurstück 1110 – West- und Nordwest-
grenze des Flurstücks 906 der Gemarkung Steilshoop.

Das Bebauungsplanverfahren dient der Schaffung der 
planungsrechtlichen Voraussetzungen für die Errichtung 
von rund 195 neuen Wohnungen innerhalb eines Baublocks 
sowie weitere etwa 30 Wohnungen für besondere Wohnfor-
men in einem weiteren Gebäude im südlichen Teilbereich 
des Plangebietes. In diesem sind zudem Flächen für insbe-
sondere gewerbliche Nutzungen sowie Anlagen für soziale, 
kulturelle und sportliche Zwecke wie zum Beispiel eine 
Kita vorgehalten. Der Stellplatzbedarf soll durch eine in das 
Gebäude integrierte Sammelgarage abgebildet werden. Im 
Planzusammenhang wird und kann zudem eine neue öffent-
liche Grünfläche am Bramfelder See gesichert werden.

Der Flächennutzungsplan F03/20 „Wohnen am Bramfel-
der See in Steilshoop“ sowie das Landschaftsprogramm 
L03/20 „Wohnen am Bramfelder See in Steilshoop“ werden 
im Parallelverfahren geändert.

Zum Entwurf des Bebauungsplans Steilshoop 11 (Ver-
ordnung mit textlichen Festsetzungen, Planzeichnung) mit 
seiner Begründung sowie zu den wesentlichen, bereits vor-

liegenden umweltbezogenen Stellungnahmen und Informa-
tionen wird in der Zeit

vom 10. Juni 2026 bis einschließlich 10. Juli 2026

die Beteiligung der Öffentlichkeit durchgeführt. Der Betei-
ligungszeitraum der parallelen Flächennutzungsplan- und 
Landschaftsprogramm-Änderungen findet zeitlich versetzt 
zu dem des Bebauungsplanverfahrens Steilshoop 11 statt. 
Über deren genauen Beteiligungszeitraum erfolgen zu gege-
bener Zeit gesonderte Bekanntmachungen. Die vorgenann-
ten Unterlagen zur Planung werden in diesem Zeitraum im 
Internet auf den Seiten des kostenlosen Dienstes „Bauleit-
planung online“ unter

https://bauleitplanung.hamburg.de

veröffentlicht. Nach Auswahl des betreffenden Planverfah-
rens finden Sie die Unterlagen dort im Bereich „Planunter
lagen“.

Zusätzlich werden die Planunterlagen sowie die wesent-
lichen, bereits vorliegenden umweltbezogenen Stellung-
nahmen und Informationen während der Dauer der oben 
genannten Beteiligungsfrist an Werktagen (außer sonn-
abends) montags bis donnerstags zwischen 9.00  Uhr und 
16.00 Uhr und freitags zwischen 9.00 Uhr und 14.00 Uhr an 
folgendem Ort öffentlich ausgelegt:

Bezirksamt Wandsbek, Fachamt Stadt- und Landschafts-
planung, Am Alten Posthaus 2, IV. Obergeschoss, 22041 
Hamburg.

Während der Dauer der oben genannten Beteiligungs-
frist können Stellungnahmen zum Bebauungsplan-Entwurf 
abgegeben werden.

Die Stellungnahmen sollen elektronisch (online) über-
mittelt werden über „Bauleitplanung online“ unter https://
bauleitplanung.hamburg.de. Die Abgabe von Stellungnah-
men ist auch per E-Mail an Stadt-und-Landschaftspla-
nung@wandsbek.hamburg.de sowie bei der oben genann-
ten Dienststelle schriftlich oder zur Niederschrift möglich.

Nicht fristgerecht abgegebene Stellungnahmen können 
unter den Voraussetzungen des § 4a Absatz 5 BauGB bei der 
Beschlussfassung über den Bebauungsplan unberücksich-
tigt bleiben.

Für Auskünfte und Erörterungen zur Planung stehen 
die zuständigen Mitarbeitenden des Fachamtes Stadt- und 
Landschaftsplanung unter der Telefonnummer 
040 / 4 28 81 - 30 44 oder per E-Mail unter Stadt-und-Land-
schaftsplanung@wandsbek.hamburg.de zur Verfügung.

Hinweise zum Umgang mit personenbezogenen Daten 
sind bitte der Datenschutzerklärung des Fachamtes Stadt- 
und Landschaftsplanung, die im Internet unter https://
www.hamburg.de/wandsbek/datenschutzerklaerungen/ 
sowie am Auslegungsort hinterlegt ist, zu entnehmen.

Bestandteil der Unterlagen zur Öffentlichkeitsbeteili-
gung ist der Umweltbericht als Teil der Begründung zum 
Bebauungsplan-Entwurf Steilshoop 11 mit einer Beschrei-
bung und Bewertung des derzeitigen Umweltzustandes und 
einer Prognose über die Entwicklung des Umweltzustandes 
bei Durchführung der Planung sowie einer Beschreibung 
der geplanten Maßnahmen zur Vermeidung, Verringerung 
und zum Ausgleich der festgestellten erheblichen nachteili-
gen Umweltauswirkungen, jeweils hinsichtlich der Schutz-
güter Mensch, Luft, Klima, Fläche, Boden, Wasser, Tiere 
und Pflanzen einschließlich Artenschutz, Landschafts- und 
Stadtbild, Kultur- und sonstige Sachgüter.

Ebenfalls Bestandteile der Unterlagen zur Öffentlich-
keitsbeteiligung sind alle nachfolgend aufgeführten 
umweltbezogenen Fachgutachten und alle wesentlichen 

648



Amtl. Anz. Nr. 43 Dienstag, den 2. Juni 2026

umweltbezogenen Stellungnahmen von Fachbehörden, Trä-
gern öffentlicher Belange und der Öffentlichkeit.

Gutachten und Untersuchungen, die im Rahmen des 
Bebauungsplanverfahrens erstellt und als fachliche Grund
lagen für die Umweltprüfung herangezogen wurden:
–	 Umweltbericht (als Teil der Begründung zum Bebau-

ungsplan-Entwurf) mit einer Beschreibung und Bewer-
tung des derzeitigen Umweltzustandes und einer Prog-
nose über die Entwicklung des Umweltzustandes bei 
Durchführung der Planung sowie einer Beschreibung 
der geplanten Maßnahmen zur Vermeidung, Verringe-
rung und zum Ausgleich der festgestellten erheblichen 
nachteiligen Umweltauswirkungen, jeweils hinsichtlich 
der Schutzgüter,

–	 Faunistische Bestandsdarstellung und Artenschutz
untersuchung von Juli 2025,

–	 Geotechnische Stellungnahme – Bereich Borchertring, 
Fritz-Flinte-Ring und Gropiusring, 3 Baufelder für 
Wohnungsbauentwicklung von Januar 2020,

–	 Geotechnischer Bericht – BV Steilshoop-Nord – Baufeld 
C und C1 von August 2025,

–	 Geotechnischer Bericht – Borchertring, Schule + Sport-
platz, Baugrundbeurteilung für den Neubau von mehre-
ren Wohngebäuden von November 2025,

–	 Baumgutachterliche Stellungnahme von Juni 2025,
–	 Baumgutachterliche Stellungnahme – Zustandsbeurtei-

lung Baum Nummer 160 von Februar 2025,
–	 Grünordnerischer Fachbeitrag inklusive Biotoptypen-

kartierung und Eingriffs- und Ausgleichsbilanzierung 
von Februar 2026,

–	 Energiekonzept von August 2025,
–	 Entwässerungstechnischer Funktionsplan – Oberflächen

entwässerung und Schmutzwasserentsorgung von Januar 
2026,

–	 Lärmtechnische Untersuchung von Mai 2025,
–	 Ergänzende Stellungnahme zur Lärmtechnischen 

Untersuchung von Februar 2026,
–	 Verschattungsgutachten von Januar 2026,
–	 Verkehrsgutachterliche Stellungnahme, Erschließungs- 

und Mobilitätskonzept von Juni 2025,
–	 Ergänzende Stellungnahme zur verkehrsgutachterlichen 

Stellungnahme von April 2026,
–	 Gefahrenerkundung/Luftbildauswertung zu Kampf

mitteln von Oktober 2022.

Folgende umweltbezogene Stellungnahmen von Behör-
den und sonstigen Trägern öffentlicher Belange sowie der 
Öffentlichkeit liegen, gegliedert nach Verfahrensschritten, 
vor:

Grobabstimmung sowie frühzeitige Beteiligung sonstiger 
Träger öffentlicher Belange:

–	 Bezirksamt Wandsbek – Fachamt Verbraucherschutz, 
Gewerbe und Umwelt, Abteilung Technischer Umwelt-
schutz, Wohnraumschutz – vom 27.  Februar 2020 zu 
altlastenverdächtigen Flächen und zum vorsorgenden 
Bodenschutz,

–	 BUE – Behörde für Umwelt und Energie, Amt für Was-
ser, Abwasser und Geologie, Abteilung Wasserwirtschaft 
– vom 25. Februar 2020 zur Bewirtschaftung des Nieder-
schlagswassers und zur Starkregenvorsorge,

–	 BUE – Behörde für Umwelt und Energie, Amt für Was-
ser, Abwasser und Geologie, Abteilung Abwasserwirt-
schaft – vom 27. Februar 2020 zur Niederschlagswasser-
beseitigung und zur Starkregenvorsorge,

–	 Hamburger Stadtentwässerung und Hamburger Wasser-
werke vom 25. Februar 2020 zur Regenwasserentwässe-
rung,

–	 Arbeitsgemeinschaft Naturschutz Hamburg vom 
27.  September 2022 zum Artenschutzgutachten und 
Landschaftsplanerischen Fachbeitrag, zur Kompensa-
tion des 2. Grünen Rings, zur Freiraum- und Grünflä-
chenversorgung, zum Gewässerschutz, zu Biotopen und 
zur Entwässerung,

–	 Gasnetz Hamburg GmbH vom 19.  September 2022 zu 
Baumpflanzungen im Bereich von Gashochdruckleitun-
gen,

–	 BUE – Behörde für Umwelt und Energie, Amt für 
Naturschutz, Grünplanung und Bodenschutz, Abteilung 
Naturschutz und Artenschutz – vom 2. März 2020 zum 
Biotopschutz im Uferbereich und zu Lichtemissionen,

–	 Amt für Landesplanung und Stadtentwicklung, Abtei-
lung Bauleitplanung LP 2, vom 20. März 2020 mit Lan-
desplanerischer Stellungnahme zu den zu beachtenden 
und berücksichtigenden Planungen bzw. Senats-/Bür-
gerschaftsbeschlüsse.

Frühzeitige (digitale) Beteiligung der Öffentlichkeit sowie 
ergänzende informelle Informationsveranstaltung:
–	 Zusammenstellung der Beiträge u. a. zu den Themen 

Grünflächen, Bäume, voraussichtliche Umweltauswir-
kungen, Eingriffe in Natur und Landschaft, Schutz der 
Tiere und Pflanzen, Biotope, Dachbegrünung, Ein-
schränkung der Erholungsfunktion und des Orts- und 
Landschaftsbildes am Bramfelder See, Lärmimmissio-
nen, Lärmschutzkonzept Tennisplätze, Feinstaub- und 
Stickoxidimmissionen, Erschütterungen, Schall- und 
elektromagnetische Wellen, CO2-Emissionen/Bilanz, 
Solaranlagen, Energiestandard der Neubauten, ökologi-
sche Baustoffe, Versiegelung, Flächeninanspruchnahme, 
Hitzebelastungen, Entwässerung, Grundwasser, Hoch-
wasserschäden, Verschattung sowie u. a. zu den Themen 
Klimakonzept und Versickerungsflächen, zu Lärmemis-
sionen durch Tennisplätze und zur Betroffenheit des 
2. Grünen Rings.

Beteiligung der Behörden und Träger öffentlicher Belange 
sowie im Rahmen des Arbeitskreises I:
–	 Bezirksamt Wandsbek – Verbraucherschutz, Gewerbe 

und Umwelt, Technischer Umweltschutz, Wohnraum-
schutz – vom 12. Dezember 2024 zu altlastenverdächti-
gen Flächen, zum vorsorgenden Bodenschutz sowie zur 
Beprobung der Böden,

–	 BUKEA – Behörde für Umwelt, Klima, Energie und 
Agrarwirtschaft, Amt für Naturschutz, Grünplanung 
und Bodenschutz, Abteilung Bodenschutz und Altlasten 
– vom 7. Februar 2025 zu Bodenluftuntersuchung sowie 
Gassicherungsmaßnahmen,

–	 Archäologisches Museum Hamburg, Abteilung Boden-
denkmalpflege, vom 14.  November 2024 zu nicht vor-
handenen Bodendenkmälern,

–	 Hamburger Stadtentwässerung und Hamburger Wasser-
werke vom 6. Dezember 2024 zur Regenwasserentwässe-
rung,

–	 BUKEA – Behörde für Umwelt, Klima, Energie und 
Agrarwirtschaft, Amt für Wasser, Abwasser und Geolo-
gie, Abteilung Wasserwirtschaft und Abwasserwirtschaft 
– vom 11.  Dezember 2024 zur Rückhaltung, Versicke-
rung und Einleitung von Niederschlagswasser,

–	 BSW – Behörde für Stadtentwicklung und Wohnen, 
Amt für Landesplanung und Stadtentwicklung – vom 
11. Dezember 2024 zur Rückhaltung von Niederschlags-
wasser sowie zu Dachbegrünung, zur Blendwirkung, 
zum Gewerbelärm, zur Luftqualität, zu übergeordneten, 
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umweltrelevanten Strategien, zu Verschattung und zum 
Besonderen Artenschutz,

–	 BUKEA – Behörde für Umwelt, Klima, Energie und 
Agrarwirtschaft, Amt für Wasser, Abwasser und Geolo-
gie, Abteilung Wasserwirtschaft und Abwasserwirtschaft 
– vom 12. Dezember 2024 zur Rückhaltung und Versi-
ckerung von Niederschlagswasser sowie zum wasser- 
und luftdurchlässigen Aufbau von Terrassen,

–	 BUKEA – Behörde für Umwelt, Klima, Energie und 
Agrarwirtschaft, Amt für Wasser, Abwasser und Geolo-
gie, Abteilung Wasserwirtschaft und Abwasserwirtschaft 
– vom 13. Februar 2025 zu Rückhaltung und Einleitung 
von Niederschlagswasser,

–	 Stromnetz Hamburg GmbH vom 5. Dezember 2024 zu 
Baumbepflanzungen im Bereich von Leitungstrassen,

–	 Arbeitsgemeinschaft Naturschutz Hamburg vom 
11.  Dezember 2024 zur Eingriffs-/Ausgleichsregelung 
sowie zu Eingriffen in den Baumbestand und zum Grü-
nen Ring,

–	 BUKEA – Behörde für Umwelt, Klima, Energie und 
Agrarwirtschaft, Amt für Naturschutz, Grünplanung 
und Bodenschutz, Abteilung Landschaftsplanung und 
Stadtgrün – vom 12. Dezember 2024 zur Fassadenbegrü-
nung sowie zu übergeordneten, umweltrelevanten Kon-
zepten,

–	 Bezirksamt Wandsbek – Fachamt Management öffentli-
cher Raum, Stadtgrün, Naturschutz und Wasser – vom 
13. Dezember 2024 zur Rodung von Stadt- und Straßen-
bäumen, zum Ausgleich der Rodung und der Abstim-
mung zu Standorten von Straßenbäumen sowie zu deren 
Schutzmaßnahmen,

–	 Bezirksamt Wandsbek – Fachamt Management öffentli-
cher Raum, Planung und Unterhaltung – vom 
16.  Dezember 2024 zu Pflanzabständen, zum Baum-
schutz sowie zu Erhaltungs- und Entwicklungsgeboten,

–	 Bezirksamt Wandsbek – Rechtsamt – vom 18. Dezember 
2024 zur Formulierung „Höhengestufter Gehölzstrei-
fen“,

–	 Stadtreinigung Hamburg vom 28.  November 2024 zu 
Bäumen und Hecken im Bereich von Unterflurmüll-
standorten,

–	 BUKEA – Behörde für Umwelt, Klima, Energie und 
Agrarwirtschaft, Amt für Naturschutz, Grünplanung 
und Bodenschutz, Abteilung Naturschutz – vom 
12. Dezember 2024 zur Vermeidung artenschutzrechtli-
cher Verbotstatbestände,

–	 BUKEA – Behörde für Umwelt, Klima, Energie und 
Agrarwirtschaft, Amt für Energie und Klima, Abteilung 
Energierecht und städtische Energiepolitik – vom 
12. Dezember 2024 zu Klimaschutz und Klimawandel
anpassung,

–	 BUKEA – Behörde für Umwelt, Klima, Energie und 
Agrarwirtschaft, Amt für Immissionsschutz und Abfall-
wirtschaft, Abteilung Immissionsschutz – vom 
4. Dezember 2024 zu Sportlärm und Verkehrslärm,

–	 Deutsche Bahn AG vom 12. November 2024 zu Emissio-
nen durch den Eisenbahnbetrieb und Erhaltung der 
Bahnanlagen.

Behörden und Träger öffentlicher Belange im Rahmen der 
Kenntnisnahmeverschickung:

–	 BUKEA – Behörde für Umwelt, Klima, Energie und 
Agrarwirtschaft, Amt für Energie und Klima, Abteilung 
Energie- und Wärmewende – vom 9.  April 2026 zum 
Energiekonzept,

–	 BUKEA – Behörde für Umwelt, Klima, Energie und 
Agrarwirtschaft, Amt für Wasser, Abwasser und Geolo-
gie, Abteilung Wasserwirtschaft und Abwasserwirtschaft 

– vom 13. April 2026 zu Regenwasserentwässerung und 
Regenrückhalteräumen.

Diese Unterlagen können während der Dauer der Betei-
ligungsfrist im Internet und am Auslegungsort öffentlich 
eingesehen werden.

Hamburg, den 21. Mai 2026

Das Bezirksamt Wandsbek
Amtl. Anz. S. 648

Beschluss zur Änderung  
des Aufstellungsbeschlusses W03/22  
für den Bebauungsplan Steilshoop 12  

„Fritz-Flinte-Ring“
Das Bezirksamt Wandsbek beschließt nach § 2 Absatz 1 

des Baugesetzbuchs (BauGB) in der Fassung vom 3. Novem-
ber 2017 (BGBl. I S. 3635), zuletzt geändert am 22. Dezem-
ber 2025 (BGBl. I Nr. 348 S. 1, 7), seinen Beschluss über die 
Aufstellung des Bebauungsplans Steilshoop 12 „Fritz-Flin-
te-Ring“ (Aufstellungsbeschluss W03/22 vom 8. Juni 2022, 
Amtl. Anz. Nr. 47 S. 856) für den Bereich nördlich des Fritz-
Flinte-Rings und westlich des Campus Steilshoop im Stadt-
teil Steilshoop (Bezirk Wandsbek, Ortsteil 516) dahinge-
hend zu ändern, als dass das Plangebiet anders gefasst wird.

Das Plangebiet wird nunmehr wie folgt begrenzt: 
Edwin-Scharff-Ring – Nordgrenze des Flurstücks 601 
(Edwin-Scharff-Ring) – Nord- und Westgrenze des Flur-
stücks 766 – Nordgrenze der Flurstücke 922 und 766 – über 
die Flurstücke 1280 (Kleingartenanlage), 1099 und 1545 – 
Ostgrenzen der Flurstücke 1545 und 1550 – Süd- und Ost-
grenze des Flurstücks 1550 – über das Flurstück 1550 – Süd-
grenze des Flurstücks 1550 – über das Flurstück 766 – Ost-
grenze des Flurstücks 750 (Fritz-Flinte-Ring) – Fritz-Flin-
te-Ring – Westgrenze des Flurstücks 750 (Fritz-Flinte-
Ring) – über das Flurstück 766 – Südgrenze des Flurstücks 
922 – über das Flurstück 766 – Ostgrenze des Flurstücks 601 
(Edwin-Scharff-Ring) der Gemarkung Steilshoop. Der Gel-
tungsbereich umfasst eine Fläche von etwa 7 ha.

Eine Karte, in der das Plangebiet farbig umgrenzt ist, 
kann beim Fachamt Stadt- und Landschaftsplanung des 
Bezirksamtes Wandsbek, Am Alten Posthaus 2, IV. Oberge-
schoss, 22041 Hamburg, während der Dienststunden einge-
sehen werden.

Im Rahmen von Umstrukturierungsmaßnahmen und 
der damit verbundenen Bündelung der schulischen und 
sonstigen Gemeinbedarfsnutzungen im „Campus Steils
hoop“ ergibt sich insbesondere durch freiwerdende schuli-
sche Flächen die Möglichkeit der Neugestaltung des nördli-
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chen Siedlungsrandes Steilshoops einschließlich ergänzen-
dem Wohnungsbau. Auf zwei Baufeldern sollen insgesamt 
rund 280 Wohneinheiten errichtet werden. Der Fußball-
platz soll im nordöstlichen Bereich des Plangebietes neu 
entstehen. Die Flächen des Tier- und Pflanzenhauses sowie 
der Kindertagesstätte werden als Flächen für den Gemein-
bedarf planungsrechtlich gesichert. Die Erschließung wird 
entsprechend der städtebaulichen Neuordnung neu organi-
siert. Die im Plangebiet vorhandenen Kleingarten- und 
Grünflächennutzungen können in diesem Zusammenhang 
planungsrechtlich gesichert werden.

Die vorgesehenen Festsetzungen des Bebauungsplans 
weichen von den Darstellungen des FNPs und des LaPros 
ab. Der Flächennutzungsplan und das Landschaftspro-
gramm werden in einem Parallelverfahren geändert.

Hamburg, den 21. Mai 2026

Das Bezirksamt Wandsbek
Amtl. Anz. S. 650

Beteiligung der Öffentlichkeit  
zum Entwurf des Bebauungsplans 
Steilshoop 12 „Fritz-Flinte-Ring“  

gemäß § 3 Absatz 2 BauGB
Das Bezirksamt Wandsbek hat beschlossen, für folgen-

den Bebauungsplan-Entwurf die Beteiligung der Öffent-
lichkeit gemäß § 3 Absatz 2 des Baugesetzbuchs (BauGB) in 
der Fassung vom 3.  November 2017 (BGBl.  I S.  3635), 
zuletzt geändert am 22.  Dezember 2025 (BGBl.  I Nr. 348 
S. 1, 7), durchzuführen:

Bebauungsplan Steilshoop12 „Fritz-Flinte-Ring“

Das Plangebiet liegt nördlich des Fritz-Flinte-Rings 
und westlich des Campus Steilshoop im Stadtteil Steilshoop 
(Bezirk Wandsbek, Ortsteil 516) und wird wie folgt begrenzt: 
Edwin-Scharff-Ring – Nordgrenze des Flurstücks 601 
(Edwin-Scharff-Ring) – Nord- und Westgrenze des Flur-
stücks 766 – Nordgrenze der Flurstücke 922 und 766 – über 
die Flurstücke 1280 (Kleingartenanlage), 1099 und 1545 – 
Ostgrenzen der Flurstücke 1545 und 1550 – Süd- und Ost-
grenze des Flurstücks 1550 – über das Flurstück 1550 – Süd-
grenze des Flurstücks 1550 – über das Flurstück 766 – Ost-
grenze des Flurstücks 750 (Fritz-Flinte-Ring) – Fritz-Flin-
te-Ring – Westgrenze des Flurstücks 750 (Fritz-Flinte-
Ring) – über das Flurstück 766 – Südgrenze des Flurstücks 
922 – über das Flurstück 766 – Ostgrenze des Flurstücks 601 
(Edwin-Scharff-Ring) der Gemarkung Steilshoop.

Im Rahmen von Umstrukturierungsmaßnahmen und 
der damit verbundenen Bündelung der schulischen und 
sonstigen Gemeinbedarfsnutzungen im „Campus Steils

hoop“ ergibt sich insbesondere durch freiwerdende schuli-
sche Flächen die Möglichkeit der Neugestaltung des nördli-
chen Siedlungsrandes Steilshoops einschließlich ergänzen-
dem Wohnungsbau. Auf zwei Baufeldern sollen insgesamt 
rund 280 Wohneinheiten errichtet werden. Ein Fußball-
platz soll im nordöstlichen Bereich des Plangebietes neu 
entstehen. Die Flächen des Tier- und Pflanzenhauses sowie 
der Kindertagesstätte werden als Flächen für den Gemein-
bedarf planungsrechtlich gesichert. Die Erschließung wird 
entsprechend der städtebaulichen Neuordnung neu organi-
siert. Die im Plangebiet vorhandenen Kleingarten- und 
Grünflächennutzungen können in diesem Zusammenhang 
planungsrechtlich gesichert werden.

Der Flächennutzungsplan F03/20 „Wohnen am Bramfel-
der See in Steilshoop“ sowie das Landschaftsprogramm 
L03/20 „Wohnen am Bramfelder See in Steilshoop“ werden 
im Parallelverfahren geändert.

Zum Entwurf des Bebauungsplans Steilshoop 12 (Ver-
ordnung mit textlichen Festsetzungen, Planzeichnung) mit 
seiner Begründung sowie zu den wesentlichen, bereits vor-
liegenden umweltbezogenen Stellungnahmen und Informa-
tionen wird in der Zeit

vom 10. Juni 2026 bis einschließlich 10. Juli 2026

die Beteiligung der Öffentlichkeit durchgeführt. Der Betei-
ligungszeitraum der parallelen Flächennutzungsplan- und 
Landschaftsprogramm-Änderungen findet zeitlich versetzt 
zu dem des Bebauungsplanverfahrens Steilshoop 12 statt. 
Über deren genauen Beteiligungszeitraum erfolgen zu gege-
bener Zeit gesonderte Bekanntmachungen. Die vorgenann-
ten Unterlagen zur Planung werden in diesem Zeitraum im 
Internet auf den Seiten des kostenlosen Dienstes „Bauleit-
planung online“ unter

https://bauleitplanung.hamburg.de

veröffentlicht. Nach Auswahl des betreffenden Planverfah-
rens finden Sie die Unterlagen dort im Bereich „Planunter
lagen“.

Zusätzlich werden die Planunterlagen sowie die wesent-
lichen, bereits vorliegenden umweltbezogenen Stellung-
nahmen und Informationen während der Dauer der oben 
genannten Beteiligungsfrist an Werktagen (außer sonn-
abends) montags bis donnerstags zwischen 9.00  Uhr und 
16.00 Uhr sowie freitags zwischen 9.00 Uhr und 14.00 Uhr 
an folgendem Ort öffentlich ausgelegt:

Bezirksamt Wandsbek, Fachamt Stadt- und Landschafts-
planung, Am Alten Posthaus 2, IV. Obergeschoss, 22041 
Hamburg.

Während der Dauer der oben genannten Beteiligungs-
frist können Stellungnahmen zum Bebauungsplan-Entwurf 
abgegeben werden.

Die Stellungnahmen sollen elektronisch (online) über-
mittelt werden über „Bauleitplanung online“ unter https://
bauleitplanung.hamburg.de. Die Abgabe von Stellungnah-
men ist auch per E-Mail an Stadt-und-Landschaftspla-
nung@wandsbek.hamburg.de sowie bei der oben genann-
ten Dienststelle schriftlich oder zur Niederschrift möglich.

Nicht fristgerecht abgegebene Stellungnahmen können 
unter den Voraussetzungen des § 4a Absatz 5 BauGB bei der 
Beschlussfassung über den Bebauungsplan unberücksich-
tigt bleiben.

Für Auskünfte und Beratungen zur Planung stehen die 
zuständigen Mitarbeitenden des Fachamtes Stadt- und 
Landschaftsplanung unter der Telefonnummer 
040 / 4 28 81 - 30 69 oder per E-Mail unter Stadt-und-Land-
schaftsplanung@wandsbek.hamburg.de zur Verfügung.
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Hinweise zum Umgang mit personenbezogenen Daten 
sind bitte der Datenschutzerklärung des Fachamtes Stadt- 
und Landschaftsplanung, die im Internet unter https://
www.hamburg.de/wandsbek/datenschutzerklaerungen/ 
sowie am Auslegungsort hinterlegt ist, zu entnehmen.

Bestandteil der Unterlagen zur Öffentlichkeitsbeteili-
gung ist der Umweltbericht als Teil der Begründung zum 
Bebauungsplan-Entwurf Steilshoop 12 mit einer Beschrei-
bung und Bewertung des derzeitigen Umweltzustandes und 
einer Prognose über die Entwicklung des Umweltzustandes 
bei Durchführung der Planung sowie einer Beschreibung 
der geplanten Maßnahmen zur Vermeidung, Verringerung 
und zum Ausgleich der festgestellten erheblichen nachteili-
gen Umweltauswirkungen, jeweils hinsichtlich der Schutz-
güter Mensch, Luft, Klima, Fläche, Boden, Wasser, Tiere 
und Pflanzen einschließlich Artenschutz, Landschafts- und 
Stadtbild, Kultur- und sonstige Sachgüter.

Ebenfalls Bestandteile der Unterlagen zur Öffentlich-
keitsbeteiligung sind alle nachfolgend aufgeführten 
umweltbezogenen Fachgutachten und alle wesentlichen 
umweltbezogenen Stellungnahmen von Fachbehörden, Trä-
gern öffentlicher Belange und der Öffentlichkeit.

Gutachten und Untersuchungen, die im Rahmen des 
Bebauungsplanverfahrens erstellt und als fachliche Grund
lagen für die Umweltprüfung herangezogen wurden:
–	 Umweltbericht (als Teil der Begründung zum Bebau-

ungsplan-Entwurf) mit einer Beschreibung und Bewer-
tung des derzeitigen Umweltzustandes und einer Prog-
nose über die Entwicklung des Umweltzustandes bei 
Durchführung der Planung sowie einer Beschreibung 
der geplanten Maßnahmen zur Vermeidung, Verringe-
rung und zum Ausgleich der festgestellten erheblichen 
nachteiligen Umweltauswirkungen, jeweils hinsichtlich 
der Schutzgüter,

–	 Artenschutzrechtlicher Fachbeitrag – Potenzialanalyse 
von März 2024, ergänzt im Januar 2025,

–	 Geotechnische Stellungnahme – Borchertring, Fritz-
Flinte-Ring und Gropiusring, 3 Baufelder für Woh-
nungsbauentwicklung von Januar 2020,

–	 Geotechnischer Bericht – Baufeld S2, Baugrundbeurtei-
lung und Gründungsberatung von August 2025,

–	 Geotechnischer Bericht – Baufeld A und B, Baugrund-
beurteilung und Gründungsberatung von August 2025,

–	 Geotechnische Kurzstellungnahme Untersuchung Bau-
feld A gemäß BBodSchV von August 2025,

–	 Geotechnischer Bericht – Gropiusring, Parkplatz, Bau-
grundbeurteilung für den Neubau von mehreren Wohn-
gebäuden von November 2025,

–	 Geotechnischer Bericht – Fritz-Flinte-Ring, Sportplatz 
Baugrundbeurteilung für den Neubau von mehreren 
Wohngebäuden von November 2025,

–	 Baumgutachterliche Bestandsaufnahme von Juni 2025,
–	 Landschaftsplanerischer Fachbeitrag zum Bebauungs-

plan Steilshoop 12, inklusive Biotoptypenkartierung 
und Eingriffs- und Ausgleichsbilanzierung von  Juni 
2025,

–	 Energiekonzept von August 2025,
–	 Entwässerungstechnischer Funktionsplan – 

Oberflächenentwässerung und Schmutzwasserentsor-
gung von Januar 2026,

–	 Lärmtechnische Untersuchung von Juni 2025,
–	 Verschattungsgutachten von Juni 2025,
–	 Verkehrsgutachterliche Stellungnahme, Erschließungs- 

und Mobilitätskonzept von Juni 2025,
–	 Gefahrenerkundung/Luftbildauswertung zu Kampfmit-

teln von November 2022.

Folgende umweltbezogenen Stellungnahmen von 
Behörden und sonstigen Trägern öffentlicher Belange sowie 
der Öffentlichkeit liegen, gegliedert nach Verfahrensschrit-
ten, vor:

Grobabstimmung sowie frühzeitige Beteiligung sonstiger 
Träger öffentlicher Belange:
–	 Bezirksamt Wandsbek – Fachamt Verbraucherschutz, 

Gewerbe und Umwelt, Abteilung Technischer Umwelt-
schutz, Wohnraumschutz – vom 27.  Februar 2020 zu 
altlastenverdächtigen Flächen und zum vorsorgenden 
Bodenschutz,

–	 BUE – Behörde für Umwelt und Energie, Amt für Was-
ser, Abwasser und Geologie, Abteilung Wasserwirtschaft 
– vom 25. Februar 2020 zu Versickerungspotenziale und 
Baugrunduntersuchungen, zur Bewirtschaftung des 
Niederschlagswassers und zur Starkregenvorsorge,

–	 BUE – Behörde für Umwelt und Energie, Amt für Was-
ser, Abwasser und Geologie, Abteilung Abwasserwirt-
schaft – vom 25. Februar 2020 zur Niederschlagswasser-
beseitigung und zur Starkregenvorsorge,

–	 Hamburger Stadtentwässerung und Hamburger Wasser-
werke vom 25. Februar 2020 zur Regenwasserentwässe-
rung,

–	 Arbeitsgemeinschaft Naturschutz Hamburg vom 
27.  September 2022 zum Artenschutzgutachten und 
Landschaftsplanerischen Fachbeitrag, zur Kompensa-
tion des 2. Grünen Rings, zur Freiraum- und Grünflä-
chenversorgung, zum Gewässerschutz, zu Biotopen und 
zur Entwässerung,

–	 Gasnetz Hamburg GmbH vom 19.  September 2022 zu 
Baumpflanzungen im Bereich von Gashochdruckleitun-
gen,

–	 BUE – Behörde für Umwelt und Energie, Amt für 
Naturschutz, Grünplanung und Bodenschutz, Abteilung 
Naturschutz und Artenschutz – vom 2. März 2020 zum 
Biotopschutz im Uferbereich und zu Lichtemissionen,

–	 Amt für Landesplanung und Stadtentwicklung, Abtei-
lung Bauleitplanung LP 2, vom 20. März 2020 mit Lan-
desplanerischer Stellungnahme zu den zu beachtenden 
und berücksichtigenden Planungen bzw. Senats-/Bür-
gerschaftsbeschlüsse.

Frühzeitige (digitale) Beteiligung der Öffentlichkeit sowie 
ergänzende informelle Informationsveranstaltung:

–	 Zusammenstellung der Beiträge u. a. zu den Themen 
Grünflächen, Bäume, voraussichtliche Umweltauswir-
kungen, Eingriffe in Natur und Landschaft, Schutz der 
Tiere und Pflanzen, Biotope, Dachbegrünung, Ein-
schränkung der Erholungsfunktion und des Orts- und 
Landschaftsbildes am Bramfelder See, Lärmimmissio-
nen, Lärmschutzkonzept Tennisplätze, Feinstaub- und 
Stickoxidimmissionen, Erschütterungen, Schall- und 
elektromagnetische Wellen, CO2-Emissionen/Bilanz, 
Solaranlagen, Energiestandard der Neubauten, ökologi-
sche Baustoffe, Versiegelung, Flächeninanspruchnahme, 
Hitzebelastungen, Entwässerung, Grundwasser, Hoch-
wasserschäden, Verschattung sowie u. a. zu den Themen 
Klimakonzept und Versickerungsflächen, zu Lärmemis-
sionen durch Tennisplätze und zur Betroffenheit des 
2. Grünen Rings.

Beteiligung der Behörden und Träger öffentlicher Belange 
sowie im Rahmen des Arbeitskreises I:
–	 BUKEA – Behörde für Umwelt, Klima, Energie und 

Agrarwirtschaft, Amt für Naturschutz, Grünplanung 
und Bodenschutz, Abteilung Bodenschutz und Altlasten 
– vom 28.  November 2024, 12.  Dezember 2024 und 
31. Januar 2025 zu Bodenluftuntersuchung sowie Gassi-
cherungsmaßnahmen,
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–	 BUKEA – Behörde für Umwelt, Klima, Energie und 
Agrarwirtschaft, Amt Energie und Klima, Abteilung 
Energierecht und städtische Energiepolitik – vom 
13. Dezember 2024 zu Klimaschutz und Klimawandel
anpassung,

–	 Bezirksamt Wandsbek, Abteilung Technischer Umwelt-
schutz, Wohnraumschutz – vom 16. Dezember 2024 zu 
altlastenverdächtigen Flächen, zum vorsorgenden 
Bodenschutz sowie zur Beprobung der Böden,

–	 Bezirksamt Wandsbek, Abteilung Technischer Umwelt-
schutz, Wohnraumschutz, vom 3. Februar 2025 zu Nach-
beprobung und redaktionellen Anpassungen,

–	 Archäologisches Museum Hamburg, Abteilung Boden-
denkmalpflege, vom 19.  November 2024 zu nicht vor-
handenen Bodendenkmälern,

–	 Hamburger Stadtentwässerung und Hamburger Wasser-
werke vom 9. Dezember 2024 zur Regenwasserentwässe-
rung,

–	 BUKEA – Behörde für Umwelt, Klima, Energie und 
Agrarwirtschaft, Amt für Wasser, Abwasser und Geolo-
gie, Abteilung Wasserwirtschaft und Abwasserwirtschaft 
– vom 11.  Dezember 2024 und 13.  Februar 2025 zum 
Umgang mit Niederschlagswasser,

–	 BUKEA – Behörde für Umwelt, Klima, Energie und 
Agrarwirtschaft, Amt für Wasser, Abwasser und Geolo-
gie, Abteilung Wasserwirtschaft und Abwasserwirtschaft 
– vom 13. Dezember 2024 zum wasser- und luftdurchläs-
sigen Aufbau von Terrassen,

–	 Stromnetz Hamburg GmbH vom 13. Dezember 2024 zu 
Baum- und Strauchbepflanzungen im Bereich von Lei-
tungstrassen,

–	 Bezirksamt Wandsbek – Fachamt Management öffentli-
cher Raum, Abteilung Planung und Unterhaltung – vom 
16. Dezember 2024 zur Entwässerung,

–	 BUKEA – Behörde für Umwelt, Klima, Energie und 
Agrarwirtschaft, Amt für Naturschutz, Grünplanung 
und Energie, Abteilung Landschaftsplanung und Stadt-
grün – vom 16. Dezember 2024 zu Fassadenbegrünung 
sowie zu übergeordneten, umweltrelevanten Konzepten,

–	 Arbeitsgemeinschaft Naturschutz Hamburg vom 
16.  Dezember 2024 zur Eingriffs-/Ausgleichsregelung 
sowie zum Baumbestand und zum Grünen Ring,

–	 BSW – Behörde für Stadtentwicklung und Wohnen, 
Amt für Landesplanung und Stadtentwicklung – vom 
16. Dezember 2024 zur Rückhaltung von Niederschlags-
wasser sowie zu Dach- und Fassadenbegrünung, zu 
Lichtimmissionen, zum Gewerbelärm, zur Luftqualität, 
zu übergeordneten, umweltrelevanten Strategien, zu 
Verschattung und zum besonderen Artenschutz,

–	 Bezirksamt Wandsbek – Fachamt Management öffentli-
cher Raum, Abteilung Planung und Unterhaltung – vom 
16.  Dezember 2024 zu Pflanzabständen, zum Baum-
schutz sowie zu Erhaltungs- und Entwicklungsgeboten,

–	 Bezirksamt Wandsbek – Fachamt Management öffentli-
cher Raum, Abteilung Stadtgrün, Naturschutz und Was-
ser – vom 18. Dezember 2024 zur Rodung von Stadt- und 
Straßenbäumen, zum Ausgleich der Rodung, zum 
Baumschutz und der Abstimmung zu Neupflanzung,

–	 Bezirksamt Wandsbek – Fachamt Management öffentli-
cher Raum, Abteilung Stadtgrün, Naturschutz und Was-
ser – vom 18. Dezember 2024 zum Ersatz von Straßen-
bäumen,

–	 Bezirksamt Wandsbek – Rechtsamt – vom 18. Dezember 
2024 zur Formulierung „Höhengestufter Gehölzstrei-
fen“,

–	 Stadtreinigung Hamburg vom 28.  November 2024 zu 
Bäumen und Hecken im Bereich von Unterflurmüll-
standorte,

–	 BUKEA – Behörde für Umwelt, Klima, Energie und 
Agrarwirtschaft, Amt für Naturschutz, Grünplanung 
und Bodenschutz, Abteilung Naturschutz – vom 
16. Dezember 2024 zur Vermeidung artenschutzrechtli-
cher Verbotstatbestände,

–	 BUKEA – Behörde für Umwelt, Klima, Energie und 
Agrarwirtschaft, Amt für Immissionsschutz und Abfall-
wirtschaft, Abteilung Immissionsschutz – vom 
6.  Dezember 2024 zu Sport-, Gewerbe- und Ver-
kehrslärm,

–	 Deutsche Bahn AG vom 18. November 2024 zu Emissio-
nen durch den Eisenbahnbetrieb und Erhaltung der 
Bahnanlagen.

Behörden und Träger öffentlicher Belange im Rahmen der 
Kenntnisnahmeverschickung:
–	 Archäologisches Museum Hamburg, Abteilung Boden-

denkmalpflege, vom 25. März 2026 zu nicht vorhande-
nen Bodendenkmälern,

–	 BUKEA – Behörde für Umwelt, Klima, Energie und 
Agrarwirtschaft, Amt für Energie und Klima, Abteilung 
Energie- und Wärmewende – vom 9.  April 2026 zum 
Energiekonzept,

–	 BUKEA – Behörde für Umwelt, Klima, Energie und 
Agrarwirtschaft, Amt für Wasser, Abwasser und Geolo-
gie, Abteilung Wasserwirtschaft und Abwasserwirtschaft 
– vom 13. April 2026 zum Entwässerungssystem und zur 
Starkregenvorsorge,

–	 BSW – Behörde für Stadtentwicklung und Wohnen, 
Amt für Landesplanung und Stadtentwicklung – vom 
16.  April 2026 zu Schallschutzmaßnahmen und Sport-
lärmimmissionen.

Diese Unterlagen können während der Dauer der Betei-
ligungsfrist im Internet und am Auslegungsort öffentlich 
eingesehen werden.

Hamburg, den 21. Mai 2026

Das Bezirksamt Wandsbek
Amtl. Anz. S. 651

Entwidmung von Wegeflächen  
im Bezirk Harburg „Beerenhöhe“

Nach § 8 in Verbindung mit § 7 des Hamburgischen 
Wegegesetzes vom 22. Januar 1974 (HmbGVBl. S. 41, 83) in 
der jeweils gültigen Fassung wird die im Bezirk Harburg, 
Gemarkung Eißendorf, Ortsteil 710, belegene öffentliche 
Wegefläche Beerenhöhe (Flurstück 4869) mit sofortiger 
Wirkung auf den Fußgänger-, Radfahrer- und Anliegerver-
kehr beschränkt.

Der räumliche Umfang dieser Entwidmung ergibt sich 
aus dem Lageplan und ist Bestandteil der Entwidmung.

Rechtsbehelfsbelehrung:

Gegen diese Verfügung kann innerhalb eines Monats 
nach Bekanntgabe beim Bezirksamt Harburg, Fachamt 
Management des öffentlichen Raumes, Harburger Rathaus-
platz 4, 21073 Hamburg, Widerspruch eingelegt werden.

Hamburg, den 20. Mai 2026

Das Bezirksamt Harburg
Amtl. Anz. S. 653

653



Amtl. Anz. Nr. 43Dienstag, den 2. Juni 2026

ANZEIGENTEIL
Behördliche Mitteilungen

Offenes Verfahren 

Verfahren: FB 2026000562 – Glas- und 
Gebäudereinigung in der Schule am Park, 
Schwarzenbergstraße 50, 21073 Hamburg 

ab dem 18. Mai 2027

Auftraggeber: Behörde für Finanzen und Bezirke 
(Finanzbehörde) 

1)	 Bezeichnung und Anschrift der zur Angebotsabgabe 
auffordernden Stelle, der den Zuschlag erteilenden 
Stelle sowie der Stelle, bei der die Angebote oder Teil-
nahmeanträge einzureichen sind:

Behörde für Finanzen und Bezirke (Finanzbehörde) 
Adolphsplatz 3-5 
20457 Hamburg 
Deutschland 
+49 40428231386 
+49 40427310686 
ausschreibungen@fb.hamburg.de

2)	 Verfahrensart (§§ 8 ff. UVgO)

Offenes Verfahren (EU) [VgV] 

3)	 Form, in der Teilnahmeanträge oder Angebote einzu-
reichen sind (§ 38 UVgO):

Die Einreichung der Angebote/Teilnahmeanträge darf 
nur elektronisch erfolgen.

Die Angebote sind in deutscher Sprache abzufassen.

4)	 Entfällt

5)	 Art und Umfang der Leistung sowie den Ort der Leis-
tungserbringung:

	 Glas- und Gebäudereinigung in der Schule am Park, 
Schwarzenbergstraße 50, 21073 Hamburg ab dem 
18. Mai 2027

	 Ausgeschrieben wird die Glas- und Gebäudereinigung 
in der Schule am Park, Schwarzenbergstraße 50, 21073 
Hamburg ab dem 18. Mai 2027. Das Los 1 beinhaltet 
die Unterhaltsreinigung. Die zu reinigenden Flächen 
im Schulgebäude und in der Sporthalle betragen ca. 
4.660 m². Das Los 2 beinhaltet die Glas- und Rahmen-
reinigung, die ca. 1847 m² umfasst.

Ort der Leistungserbringung: 21073 Hamburg 

6)	 Anzahl, Größe und Art der Lose bei Losaufteilung  
(§ 22 UVgO): 

Losweise Ausschreibung: Ja

Angebote können abgegeben werden für: 
Bieter kann für ein oder mehrere Lose anbieten

Los-Nr. 1 Losname 1 Unterhaltsreinigung 
Beschreibung Unterhaltsreinigung

Los-Nr. 2 Losname 2 Glas- und Rahmenreinigung 
Beschreibung Glas- und Rahmenreinigung

7)	 Zulassung von Nebenangeboten (§ 25 UVgO):

Nebenangebote sind nicht zugelassen

8)	 Ausführungsfrist(en):

Von: 18. Mai 2027 bis: unbefristet

9)	 Vergabeunterlagen (§§ 29, 21 UVgO): 

Die Vergabeunterlagen sind über die Veröffentli-
chungsplattform der Freien und Hansestadt Hamburg

https://fbhh-evergabe.web.hamburg.de/ 
evergabe.bieter/api/external/deeplink/subproject/ 

cedf4e5a-3f64-404d-b43b-a307ba7d57fb

elektronisch abrufbar.

10)	 Ende der Teilnahme- oder Angebotsfrist und Ende der 
Bindefrist:

Teilnahme- oder Angebotsfrist:�  
24. Juni 2026, 10.00 Uhr�  
Bindefrist: 17. Mai 2027

11)	 Entfällt

12)	 Entfällt 

13)	 Entfällt

14)	 Zuschlagskriterien, sofern nicht in den Vergabeunterla-
gen genannt (§ 43 UVgO):

Wirtschaftlichstes Angebot: UfAB 2018: 
Einfache Richtwertmethode

Hamburg, den 8. Mai 2026

Die Behörde für Finanzen und Bezirke 549

Offenes Verfahren (EU)

Auftraggeber: SBH | Schulbau Hamburg 
unter dem Dach von Bildungsbau Hamburg

Vergabenummer: SBH VOB OV 251-26 SW

Verfahrensart: Offenes Verfahren (EU)

Bezeichnung des Öffentlichen Auftrags: 
Innere und äußere Sanierung für die Neugründung  
der Grundschule Isestraße 
Isestraße 144- 146 in 20149 Hamburg

Bauauftrag: Isestraße 144- 146 – Fliesen

Geschätzter Auftragswert ohne MwSt: 29.000,– Euro

Ausführungsfrist voraussichtlich: 
Voraussichtlicher Ausführungszeitraum:  
Beginn ca. März 2027; 
Fertigstellung ca. Mai 2027

Schlusstermin für die Einreichung der Angebote: 
18. Juni 2026, 10.00 Uhr

Hinweis: Es ist ausschließlich die elektronische 
Angebotsabgabe zugelassen.

Kontaktstelle: 
SBH | Schulbau Hamburg 
Einkauf/Vergabe 
vergabestellesbh@sbh.hamburg.de

Die Bekanntmachung finden Sie auf der Zentralen Veröf-
fentlichungsplattform unter:	  
https://www.hamburg.de/politik-und-verwaltung/	  
ausschreibungen/.

Hinter dem Wort „Bieterportal“ sind die Vergabeunterlagen 
für die hier ausgeschriebene Leistung zum Download kos-
tenfrei hinterlegt.

Über das Bieterportal gelangen Sie auch in die elektroni-
sche Vergabe. Nach Anmeldung im Bieterportal können Sie 
Ihr Angebot rein elektronisch abgeben.

Sofern Sie sich nicht im Bieterportal anmelden, erhalten Sie 
die „Fragen und Antworten“ im laufenden Verfahren nicht 
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direkt per E-Mail und können Ihr Angebot nicht unter-
stützt durch den Bieterassistenten elektronisch einreichen.
Es erfolgt kein Versand der Vergabeunterlagen per Post oder 
E-Mail.
Die Bekanntmachung sowie die „Fragen und Antworten“ 
während des Verfahrens finden Sie zudem auf der Home-
page von SBH | Schulbau Hamburg unter:	  
https://schulbau.hamburg.
Das Eröffnungsprotokoll steht allen am Verfahren beteilig-
ten Bietern nach Öffnung der Angebote über den Bieteras-
sistenten zum eigenen Download zur Verfügung. Sie finden 
die Datei im Register „Meine Angebote“ in der Spalte 
„Dokumente“.

Hamburg, den 19. Mai 2026

Die Behörde für Finanzen und Bezirke 550

Offenes Verfahren (EU)

Auftraggeber: SBH | Schulbau Hamburg 
unter dem Dach von Bildungsbau Hamburg

Vergabenummer: SBH VOB OV 244-26 AS

Verfahrensart: Offenes Verfahren (EU)

Bezeichnung des Öffentlichen Auftrags: 
Leitungsverlegungen (ELT und HLS) 
Schierenberg 50 in 22145 Hamburg

Bauauftrag: Schierenberg 50 – Technische Außenanlagen

Geschätzter Auftragswert ohne MwSt: 323.000,– Euro

Ausführungsfrist voraussichtlich: 
Voraussichtlicher Ausführungszeitraum:  
Beginn schnellstmöglich nach Beauftragung; 
Fertigstellung ca. August 2026

Schlusstermin für die Einreichung der Angebote: 
19. Juni 2026, 10.00 Uhr

Hinweis: Es ist ausschließlich die elektronische 
Angebotsabgabe zugelassen.

Kontaktstelle: 
SBH | Schulbau Hamburg 
Einkauf/Vergabe 
vergabestellesbh@sbh.hamburg.de

Die Bekanntmachung finden Sie auf der Zentralen Veröf-
fentlichungsplattform unter:	  
https://www.hamburg.de/politik-und-verwaltung/	  
ausschreibungen/.

Hinter dem Wort „Bieterportal“ sind die Vergabeunterlagen 
für die hier ausgeschriebene Leistung zum Download kos-
tenfrei hinterlegt.

Über das Bieterportal gelangen Sie auch in die elektroni-
sche Vergabe. Nach Anmeldung im Bieterportal können Sie 
Ihr Angebot rein elektronisch abgeben.

Sofern Sie sich nicht im Bieterportal anmelden, erhalten Sie 
die „Fragen und Antworten“ im laufenden Verfahren nicht 
direkt per E-Mail und können Ihr Angebot nicht unter-
stützt durch den Bieterassistenten elektronisch einreichen.

Es erfolgt kein Versand der Vergabeunterlagen per Post oder 
E-Mail.

Die Bekanntmachung sowie die „Fragen und Antworten“ 
während des Verfahrens finden Sie zudem auf der Home-
page von SBH | Schulbau Hamburg unter:	  
https://schulbau.hamburg.

Das Eröffnungsprotokoll steht allen am Verfahren beteilig-
ten Bietern nach Öffnung der Angebote über den Bieteras-
sistenten zum eigenen Download zur Verfügung. Sie finden 

die Datei im Register „Meine Angebote“ in der Spalte 
„Dokumente“.

Hamburg, den 20. Mai 2026

Die Behörde für Finanzen und Bezirke 551

Verhandlungsverfahren mit Teilnahmewettbewerb (EU)

Auftraggeber: SBH | Schulbau Hamburg 
unter dem Dach von Bildungsbau Hamburg

Vergabenummer: SBH VgV VV 056-26 AO

Verfahrensart:  
Verhandlungsverfahren mit Teilnahmewettbewerb (EU)

Bezeichnung des Öffentlichen Auftrags: 
Neubau einer Stadtteilschule und Erweiterung eines Gym-
nasiums am Standort Turnierstieg 18 / 24 in Hamburg – 
erweiterte Objektplanung 
Geschätzter Auftragswert ohne MwSt: 5.000.000,– Euro

Leistungszeitraum: 
42 Monate

Schlusstermin für die Einreichung der Teilnahmeanträge: 
18. Juni 2026, 14.00 Uhr

Hinweis: Es ist ausschließlich die elektronische 
Angebotsabgabe zugelassen.

Kontaktstelle: 
SBH | Schulbau Hamburg 
Einkauf/Vergabe 
vergabestellesbh@sbh.hamburg.de

Die Bekanntmachung finden Sie auf der Zentralen Veröf-
fentlichungsplattform unter:	  
https://www.hamburg.de/politik-und-verwaltung/	  
ausschreibungen/.

Hinter dem Wort „Bieterportal“ sind die Vergabeunterlagen 
für die hier ausgeschriebene Leistung zum Download kos-
tenfrei hinterlegt.

Über das Bieterportal gelangen Sie auch in die elektroni-
sche Vergabe. Nach Anmeldung im Bieterportal können Sie 
Ihr Angebot rein elektronisch abgeben.

Sofern Sie sich nicht im Bieterportal anmelden, erhalten Sie 
die „Fragen und Antworten“ im laufenden Verfahren nicht 
direkt per E-Mail und können Ihr Angebot nicht unter-
stützt durch den Bieterassistenten elektronisch einreichen.

Es erfolgt kein Versand der Vergabeunterlagen per Post oder 
E-Mail.

Die Bekanntmachung sowie die „Fragen und Antworten“ 
während des Verfahrens finden Sie zudem auf der Home-
page von SBH | Schulbau Hamburg unter:	  
https://schulbau.hamburg.

Das Eröffnungsprotokoll steht allen am Verfahren beteilig-
ten Bietern nach Öffnung der Angebote über den Bieteras-
sistenten zum eigenen Download zur Verfügung. Sie finden 
die Datei im Register „Meine Angebote“ in der Spalte 
„Dokumente“.

Hamburg, den 20. Mai 2026

Die Behörde für Finanzen und Bezirke 552

Öffentliche Ausschreibung

Auftraggeber: SBH | Schulbau Hamburg 
unter dem Dach von Bildungsbau Hamburg

Vergabenummer: SBH VOB ÖA 256-26 IE

Verfahrensart: Öffentliche Ausschreibung
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Bezeichnung des Öffentlichen Auftrags: 
Zubau Klassen, Mensa und Sporthalle 
Denksteinweg 17 in 22043 Hamburg

Bauauftrag: Denksteinweg 17 – Aufzug

Geschätzter Auftragswert ohne MwSt: 35.000,– Euro

Ausführungsfrist voraussichtlich: 
voraussichtlicher Ausführungszeitraum: 
Beginn ca. Januar 2027; 
Fertigstellung ca. März 2027

Schlusstermin für die Einreichung der Angebote: 
16. Juni 2026, 10.00 Uhr

Hinweis: Es ist ausschließlich die elektronische 
Angebotsabgabe zugelassen.

Kontaktstelle: 
SBH | Schulbau Hamburg 
Einkauf/Vergabe 
vergabestellesbh@sbh.hamburg.de

Die Bekanntmachung finden Sie auf der Zentralen Veröf-
fentlichungsplattform unter:	  
https://www.hamburg.de/politik-und-verwaltung/	  
ausschreibungen

Hinter dem Wort „Bieterportal“ sind die Vergabeunterlagen 
für die hier ausgeschriebene Leistung zum Download kos-
tenfrei hinterlegt.
Über das Bieterportal gelangen Sie auch in die elektroni-
sche Vergabe. Nach Anmeldung im Bieterportal können Sie 
Ihr Angebot rein elektronisch abgeben.
Sofern Sie sich nicht im Bieterportal anmelden, erhalten Sie 
die „Fragen und Antworten“ im laufenden Verfahren nicht 
direkt per E-Mail und können Ihr Angebot nicht unter-
stützt durch den Bieterassistenten elektronisch einreichen.
Es erfolgt kein Versand der Vergabeunterlagen per Post oder 
E-Mail.
Die Bekanntmachung sowie die „Fragen und Antworten“ 
während des Verfahrens finden Sie zudem auf der Home-
page von SBH | Schulbau Hamburg unter:	  
https://schulbau.hamburg
Das Eröffnungsprotokoll steht allen am Verfahren beteilig-
ten Bietern nach Öffnung der Angebote über den Bieteras-
sistenten zum eigenen Download zur Verfügung. Sie finden 
die Datei im Register „Meine Angebote“ in der Spalte 
„Dokumente“.

Hamburg, den 26. Mai 2026

Die Behörde für Finanzen und Bezirk 553
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